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Gegenüberstellung IDW PS 140 (Stand 09.06.2017) und 
IDW EPS 140 n.F. (10.2024) zur Durchführung von 
Qualitätskontrollen (bisher vs. Entwurfsfassung)

IDW PS 140 (Stand: 09.06.2017) IDW EPS 140 n.F. (10.2024)

1. Vorbemerkungen 1. Vorbemerkungen

2. Pflicht zur Durchführung der Qualitätskontrolle 2. Pflicht zur Durchführung der Qualitätskontrolle

3. Begriff, Zielsetzung und Prüfungsgegenstand 
der Qualitätskontrolle

3. Prüfungsgegenstand und Zielsetzung der Quali-
tätskontrolle

4. Qualitätssicherung bei der Durchführung von 
Qualitätskontrollen

4. Definitionen

5. Anforderungen und Anwendungshinweise

5.1 Verhältnismäßigkeit der Qualitätskontrolle

5.2 Berufspflichten

5. Auftragsannahme 5.3 Auftragsannahme und vorzeitige Beendi-
gung aus wichtigem Grund

5.1 Voraussetzungen für die Auftragsan-
nahme

5.2 Kündigung des Auftrags aus wichtigem 
Grund

6. Risikoorientiertes Vorgehen bei der Qualitäts-
kontrolle

5.4 Planung der Qualitätskontrolle

6.1 Allgemeine Grundsätze

6.2 Wesentlichkeit

6.3 Prüfungshandlungen zur Feststellung und 
Beurteilung der Qualitätsrisiken der Wirt-
schaftsprüferpraxis

5.5 Prüfungshandlungen zur Feststellung und 
Beurteilung der Qualitätsrisiken

6.4 Prüfung der Angemessenheit und Wirk-
samkeit des Qualitätssicherungssystems

5.6 Durchführung von Prüfungshandlungen als 
Reaktion auf die beurteilten Qualitätsrisiken

6.5 Schlussbesprechung und abschließende 
Prüfungshandlungen

5.7 Schlussbesprechung und abschließende 
Prüfungshandlungen

7. Dokumentation 5.8 Dokumentation

8. Qualitätskontrollbericht 5.9 Qualitätskontrollbericht

8.1 Aufgaben des Qualitätskontrollberichts

8.2 Inhalt des Qualitätskontrollberichts

9. Besonderheiten der Qualitätskontrolle bei ge-
mischten Praxen

5.10 Besonderheiten der Qualitätskontrolle bei 
Praxen, die auch Unternehmen von öffentli-
chem Interesse prüfen (gemischte Praxen)

10. Stellungnahme der Wirtschaftsprüferpraxis bei bei 
eingeschränktem oder versagtem Prüfungsur-
teil und Umsetzung von Auflagen der Kommis-
sion für Qualitätskontrolle
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IDW EPS 140 n.F. (10.2024): Begriffsdefinitionen 

 

 

 Qualitätsmanagement (WP-Praxis)  Qualitätskontrolle (PfQK) 
     

 Qualitätsgefährdendes Risiko QMS-Mangel  Qualitätsrisiko Mangel Qualitätssicherungssystem 
       

 IDW EPS 140 Tz A15.2 IDW EPS 140 Tz. A15.1  IDW EPS 140 Tz. 15b. IDW EPS 140 Tz. 15a. 
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Ein (einzelnes) Risiko,  
- für das eine realistische Möglichkeit besteht 

einzutreten und  
- für das – im Falle des Eintritts – eine realistische 

Möglichkeit besteht,  
- dass es einzeln oder im Zusammenwirken mit 

dem Eintritt anderer Risiken  
- dem Erreichen eines oder mehrerer Qualitäts-

ziele entgegensteht (z. B. Gefahr der Erteilung 
von fehlerhaften Testaten). 
(IDW QMS 1 Tz. 8r). 

Ein Mangel im QMS der WP-Praxis liegt vor, wenn 
- ein erforderliches Qualitätsziel nicht festgelegt 

ist;  
- ein qualitätsgefährdendes Risiko nicht identifi-

ziert oder nicht sachgerecht beurteilt ist, 
- eine Reaktion auf beurteilte qualitätsgefähr-

dende Risiken nicht ausreichend ist, um das Ri-
siko auf ein vertretbar niedriges Niveau zu re-
duzieren 

ein anderer Aspekt des QMS fehlt oder nicht ange-
messen ausgestaltet, eingerichtet oder nicht wirk-
sam ist (IDW QMS 1 Tz. Tz. 8q). 

 Risiko, dass das QSS der WP-Praxis 
- nicht im Einklang 
- mit den gesetzlichen und satzungsmäßigen An-

forderungen steht und  
- nicht mit hinreichender Sicherheit  
- eine ordnungsgemäße Abwicklung von gesetz-

lich vorgeschriebenen  
* Abschlussprüfungen  
* Nachhaltigkeitsprüfungen 
* betriebswirtschaftliche Prüfungen (BaFin) 

gewährleistet. 

Beanstandung des QSS im Hinblick auf dessen  
- Angemessenheit oder  
- Wirksamkeit, 
die möglicherweise. dazu führt, dass  
- berufliche Leistungen  
- nicht mit den gesetzlichen  
- oder satzungsmäßigen Anforderungen  
erbracht werden. 

Ke
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Einzelne Bausteine für das übergeordnete Quali-
tätsrisiko; 
 
d. h. spezifische Einzelfaktoren, die das Erreichen 
der Qualitätsziele gefährden können. 

Defizite  
- im Aufbau,  
- in der Durchführung oder  
- in der Wirksamkeit 
des QMS selbst 

 Übergeordnete Risikobetrachtung auf System-
ebene,  
die die (aggregierte) Gefahr beschreibt, dass das 
Gesamtsystem nicht ausreichend zur Einhaltung 
von Berufspflichten funktioniert. 

Konkrete, relevante Schwäche im System,  
die im Rahmen der externen Qualitätskontrolle 
festgestellt wird und  
die Einhaltung der Berufspflichten gefährden kann. 
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Identifizierung und Beurteilung durch WP-Praxis 
selbst; z. B. jährliche Feststellung qualitätsgefähr-
dender Risiken. 

Grundlage für die Ausgestaltung adäquater Reak-
tionen im Rahmen des risikobasierten Qualitätsma-
nagementprozesses. 
 

WP-Praxis erkennt  
im Rahmen des Nachschau- und Verbesserungs-
prozesses  
Schwachstellen im System und erkennt deren Ur-
sachen frühzeitig und stellt diese ab,  
auch für den Fall, dass diese ggf. noch keine kon-
krete Gefahr für die berufliche Leistung der WP-
Praxis darstellen 
„Selbstheilungskräfte des QMS“ 

 Grundlage für Planung und Durchführung der exter-
nen Qualitätskontrolle und  
basiert  
- auf dem erlangten Verständnis von der WP-Pra-

xis und von dem zu prüfenden QSS und 
- berücksichtigt nicht nur die qualitätsgefährden-

den Risiken,  
sondern bezieht auch die zu deren Bewältigung 
eingeführten Regelungen und Maßnahmen der WP-
Praxis mit ein. 

Knüpft an konkrete Gefahr der Beeinträchtigung 
für die berufliche Leistung an und  
kann zu einer Modifizierung des Prüfungsurteils des 
Prüfers für Qualitätskontrolle führen (§ 57a Abs. 5 
Satz 5 WPO) 
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1. Die operative Verantwortung für das QMS wird 
nicht eindeutig einer fachlich kompetenten 
Person zugeordnet  

2. Fachpersonal wird nicht angemessen über die 
einschlägigen berufsethischen Regelungen 
der WPO, der BS WP/vBP und des HGB infor-
miert 

3. Fachkräftemangel, d. h. es fehlt an Mitarbei-
tern, um die angenommenen Aufträge dem 
Qualitätsanspruch der WP-Praxis und den Be-
rufspflichten genügend durchzuführen 

4. Verwendete IT ist veraltet oder ungeeignet, um 
die Auftragsabwicklung oder das QMS ange-
messen zu unterstützen.**) 

1. Ein wesentliches Qualitätsziel (z. B. Einhaltung 
der Unabhängigkeit) ist im QMS nicht definiert 

2. Ein identifiziertes qualitätsgefährdendes Risiko 
(z. B. hohe Fluktuation) wird nicht angemessen 
beurteilt oder mit Maßnahmen adressiert 

3. Der Nachschau- und Verbesserungsprozess 
der WP-Praxis ist nicht so gestaltet,  
dass relevante Informationen über die Ausge-
staltung und Einrichtung des QMS geliefert 
werden 

4. Ein Aspekt des QMS fehlt vollständig, etwa die 
regelmäßige (jährliche) Beurteilung des QMS 
(Wirksamkeit der Maßnahmen) oder das Hin-
weisgebersystem 

-  1. Die Praxis hat kein systematisches Verfahren zur 
Identifikation und Bewertung qualitätsgefähr-
dender Risiken etabliert. 

2. Es bestehen wiederholt Verstöße gegen zentrale 
Berufspflichten, etwa zur Unabhängigkeit oder 
Verschwiegenheit, ohne dass das QSS diese ver-
hindert. 

3. Die Überwachung der Wirksamkeit des QSS er-
folgt nicht regelmäßig, sodass Schwächen nicht 
erkannt werden. 

1. Es existiert keine wirksame Regelung zur Unab-
hängigkeit vor Mandatsannahme (Angemes-
senheit) 

2. Die interne Nachschau wurde über mehrere 
Jahre nicht durchgeführt (Wirksamkeit) 

3. Es fehlen verbindliche Vorgaben zur Dokumen-
tation der Prüfungsdurchführung 

4. Die Fortbildungspflicht der Mitarbeitenden wird 
nicht überwacht oder nachgewiesen. *) 

 Identifikation (Risiko) und Durchführung von Maßnahmen zur Risikobewältigung  
durch die WP-Praxis  Identifikation (Risiko) und Feststellung (Mangel) erfolgen  

durch den Prüfer für Qualitätskontrolle 
 

*) Vgl. WPK, Beispiele für Mängel des Qualitätssicherungssystems, 15.10.2020; https://www.wpk.de/fileadmin/documents/Beruf/Formulare_Merkblaetter/WPK_Hinweis_der_KfQK_Beispiele_Maengel_Qualitaetssicherungssystem.pdf (Abruf: 23.06.2025) 
**) Vgl. IDW Praxishinweis 3/2023: Umsetzung der Anforderungen des IDW QMS 1 (09.2022) an ein risikobasiertes Qualitätsmanagementsystem in kleineren, weniger komplexen WP-Praxen, Stand: 18.8.2023; Anlage „Risikomatrix zur Umsetzung des IDW QMS 1 (09.2022). 
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Vorgehensweise zur Feststellung und Beurteilung von Qualitätsrisiken nach IDW EPS 140 n.F (10.2024)

Verständnisgewinnung WP-Praxis und ihrem Auftragsportfolio Verständnisgewinnung des zu prüfenden Qualitätssicherungssystems

• Komplexität, Mitarbeiterzahl, Organisationsform
• Geschäftsmodell und Geschäftsprozesse; Kooperationen, 

Netzwerk
• Eigenschaften und Führungsstil der Praxisleitung
• Ressourcen der WP-Praxis, inkl. Ressourcen von Dienstleistern
• Umfeld der WP-Praxis (Konkurrenz, Branche, Gesetze)
• Mandantenstruktur
• Auftragsarten (Tätigkeitsschwerpunkte, Form der 

Berichterstattung)

Praxisführung und – steuerung, Qualitätskultur

Ri
sik

ob
eu
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Festlegung von Qualitätszielen

Identifizierung und Beurteilung der 
qualitätsgefährdenden Risiken
Ausgestaltung und Einrichtung von Regelungen oder 
Maßnahmen (Reaktionen auf qualitätsgefährdende 
Risiken)

Information und Kommunikation

Überwachung (Nachschau- und Verbesserungsprozess)

Bestandteile des Qualitätssicherungssystems

1. Auftragsabwicklung

2. Ressourcen (personelle, 
technologische, fachliche)

3. Annahme, Fortführung und vorzeitige 
Beendigung von 
Mandantenbeziehungen und 
Aufträgen

4. Umgang mit Beschwerden und 
Vorwürfen

5. Beachtung der relevanten 
beruflichen Verhaltensanforderungen

Regelungsbereiche
des Qualitätssicherungssystems

Ergebnis: Ausreichendes Verständnis für die vorläufige Einschätzung risikobehafteter Bereiche als Grundlage für die Identifizierung und Beurteilung der Qualitätsrisiken

Von der WP-Praxis identifizierte und beurteilte qualitätsgefährdende Risiken („Bruttorisiken“) Von der WP-Praxis nicht identifizierte 
qualitätsgefährdende Risiken

Mögliche Mängel außerhalb des 
Risikobeurteilungsprozesses

Berücksichtigung der zur Bewältigung der 
qualitätsgefährdenden Risiken eingeführten Regelungen und 
Maßnahmen der WP-Praxis

Regelungen und Maßnahmen unangemessen oder 
unwirksam?

Zu vernachlässigendes bzw. 
kein Qualitätsrisiko

Beurteilung der Risiken aus Sicht des PfQK nachvollziehbar?

ja nein

nein ja

Risiko eines Mangels des Qualitätssicherungssystems

Wesentlichkeitsüberlegungen

Durch den PfQK identifizierte Qualitätsrisiken

„Nettobetrachtung“

Qualitative Beurteilung der 
- in den einzelnen Bestandteilen und 
- in den einzelnen Regelungsbereichen 
des Qualitätssicherungssystems identifizierten 
Qualitätsrisiken

Prüfung, inwieweit die Qualitätsrisiken 
z.B. im Hinblick auf 
- den Ausbildungs- und Fortbildungsstand der Mitarbeiter
- im Rahmen der Auftragsabwicklung durch die WP-Praxis
zu einer konkreten Gefahr führen, 
dass die beruflichen Leistungen, die Gegenstand der Qualitätskontrolle sind, 
nicht in Übereinstimmung mit den gesetzlichen und satzungsmäßigen Anforderungen 
erbracht werden.

Falls im Prüfungsablauf neue 
Erkenntnisse auftreten:
ggf. Anpassung Risikobeurteilung 
und Modifizierung geplanter 
Prüfungshandlungen

Iterativer 
Prozess

Ergebnis: Prüfprogramm für Beurteilung der Angemessenheit des QSS

Beurteilung der Angemessenheit des QSS Beurteilung der Wirksamkeit des QSS

Ergebnis: Feststellungen zur Beurteilung der 
Angemessenheit des QSS als 

Grundlage für das Prüfungsprogramm zur Beurteilung der Wirksamkeit des QSS

Ergebnis: Feststellungen zur Beurteilung der Wirksamkeit des QSS

Auswertung der Prüfungsergebnisse und Beurteilung der Wesentlichkeit von festgestellten 
Mängeln im QSS

Ergebnis: Beurteilung, ob wesentliche Mängel im 
QSS vorliegen und abschließendes Prüfungsurteil

Wirksamkeit des Nachschau- und 
Verbesserungsprozesses

Praxisführung und –steuerung
• Regelungen und Maßnahmen 

zur Schaffung Qualitätskultur
• Rollen-/Aufgabenverteilung

für QMS
• Steuerung vorhandener 

Ressourcen
• Prozess Gesamtbeurteilung des 

QSS 

Regelungen und Maßnahmen
• Information über 

Prüfungsansatz der WP-Praxis 
zur Durchführung von 
Abschlussprüfungen und 
Nachhaltigkeitsprüfungen 
einholen und deren 
Angemessenheit beurteilen.

• Eingesetzte technologische 
und fachliche Ressourcen für 
Prüfungsdurchführung 
(Softwarebescheinigungen
zulässig)

Information und Kommunikation
• Prozesse zur Erfassung und 

Verarbeitung QMS-relevanter 
Informationen (z.B. 
systematische Erfassung von 
Infos für Unabhängigkeit)

• Kommunikation innerhalb 
WP-Praxis zur Unterstützung 
QMS (Fachpersonal – QMS-
Verantwortliche) 

• Kommunikation mit Dritten 
über QMS (z.B. Dienstleister, 
Aufsichtsorgane von 
Mandanten)

Nachschau- und Verbesserungsprozess
• Nachschaubeauftragter: notwendige Fähigkeit und Durchsetzungskraft und Objektivität vorhanden?
• Zur Nachschau eingesetzte Mitarbeiter: fachlich und persönlich geeignet?
• Verfahren der Nachschau (inkl. Turnus, Umfang, kritische Grundhaltung etc.) angemessen?
• Ergebnisse der Nachschau: wurden Ursachen von QMS-Mängeln analysiert und Maßnahmen zu 

deren Behebung (Verbesserungsprozess) ergriffen?

Wird eine wirksame Überwachung der 
Einhaltung des QSS ermöglicht?
• Werden angemessene Regelungen

tatsächlich eingehalten und 
• sind die Nachschauergebnisse 

vertretbar?

• Werden Kriterien für Auswahl der 
Aufträge für Nachschau 
eingehalten?

• Wurde bei Selbstvergewisserung 
angemessener zeitlicher Abstand 
eingehalten?

• Wurden Feststellungen der 
Nachschau darauf hin beurteilt, ob 
ein QMS-Mangel vorliegt?

• Wurde bei identifizierten QMS-
Mängeln Ursachenanalyse
durchgeführt?

• Wurde auf Feststellungen 
angemessen reagiert?
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Wirksamkeit der weiteren Bestandteile des 
risikobasierten QSS

Prüfungshandlungen zur Beurteilung der 
Wirksamkeit der
• Praxisführung und –steuerung
• Risikobeurteilungsprozess
• Information und Kommunikation

Prüfungshandlungen zur Beurteilung der 
Wirksamkeit der Auftragsdurchführung: 
PfQK muss Auftragsprüfungen 
durchführen:

• Berichterstattung über 
Auftragsabwicklung

• zugehörige Arbeitspapiere

Beachte: „keine erneute 
Abschlussprüfung“
Keine erneute Prüfung des 
Nachhaltigkeitsberichts

Zeitnahe Erörterung von Feststellungen 
mit WP

Schlussbesprechung

• Prüfungsergebnisse sind mit 
der Leitung der WP-Praxis zu 
erörtern

• Ggf. Teilnahme eines 
Vertreters der Kommission für 
Qualitätskontrolle

Einholung 
Vollständigkeitserklärung

Bestätigung, dass 
• alle für die Beurteilung der 

Angemessenheit und 
Wirksamkeit des QSS

• relevanten Erklärungen und 
Nachweise

• zur Verfügung gestellt 
wurden.

Abschließende 
Prüfungshandlungen

Auswirkungen von Ereignissen, 
• die nach Ablauf des 

Beurteilungszeitraums 
eintreten

• bis zum Datum des 
Qualitätskontrollberichts
sind zu berücksichtigen. 

Dokumentation Qualitätskontrollbericht

• Auftragsannahme
• Risikobasierte Prüfungsplanung

Schriftlicher Bericht über die durchgeführte Qualitätskontrolle, der ein 
Prüfungsurteil zu enthalten hat.

• Prüfungsdurchführung
• Prüfungsergebnisse der 

Qualitätskontrolle
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# 3214 Auszug: Stellungnahme der WPK zum Entwurf der 
Neufassung des IDW Prüfungsstandards IDW EPS 140 n.F. 
(10.2024) 
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Kanzleiorganisation Auftragsabwicklung Nachschau

• Organisation interner Abläufe und 
Prozesse

• Dokumentenmanagement und 
Archivierung

• Termin- und Ressourcenplanung
• Mandantenkommunikation und

-verwaltung
• Qualitätsmanagement und Einhaltung 

gesetzlicher Vorgaben 
• IT- und Datensicherheitsmanagement

• Annahme und Prüfung von 
Mandantenaufträgen

• Planung und Durchführung von 
Prüfungsaufträgen

• Sammlung, Analyse und Auswertung 
von Unterlagen und Daten

• Erstellung von Prüfungsberichten und 
Bestätigungsvermerken

• Kommunikation mit dem Mandanten 
während des Prüfungsprozesses

• Rechnungsstellung und 
Nachbearbeitung

• Überprüfung der Einhaltung interner und 
externer Standards nach Abschluss eines 
Auftrags

• Qualitätssicherung und Nachkontrolle der 
Prüfungsprozesse (Nachvollziehbarkeit von 
Entscheidungen!)

• Analyse von Fehlerquellen und Ableitung 
von Verbesserungsmaßnahmen

• Dokumentation der Ergebnisse und ggf. 
Nachbesprechung mit Mandanten

• Vorbereitung auf externe 
Qualitätskontrollen (z. B. Peer Reviews)

Beispiele für Digitalisierung/KI:
• Dokumentenmanagement-Systeme
• Termin- und Ressourcenplanung
• Personalplanung und -schulung
• IT-Security und Datenschutz
• Digitale Aktenführung
• Cloud-Lösungen
• Automatisierte Dokumentenablage
• Chatbots für Mandantenanfragen

Beispiele für Digitalisierung:
• Prüfungssoftware / vollständig digitale 

Prüfprozesse
• Datenanalyse-Tools
• Elektronische Rechnungsstellung
• Digitale Prüfungsakten
• Automatisierte Datenanalysen
• Mustererkennung bei Transaktionen
• KI-gestützte Risikoanalysen

Beispiele für Digitalisierung:
• Qualitätsmanagement-Software
• Digitale Nachverfolgung von Prüfungen 

(Nachschau und Kontrollprozesse)
• IT-gestützte Dokumentation
• Audit-Trail-Tools (Protokollierung, wer was 

wann getan hat)
• KI-gestützte Qualitätssicherung
• Automatisierte Fehleranalyse
• Prädiktive Analytics für 

Prozessverbesserung

DSGVO
(Datenschutz-
Grundverordnung)

Urheberrecht

G
ew

iss
en

ha
fti

gk
ei

t
(§

43
 A

bs
. 1

 S
. 1

 W
PO

, §
4 

BS
 

W
P/

vB
P)

Ei
ge

nv
er

an
tw

or
tli

ch
ke

it
(§

43
 A

bs
. 1

 S
. 1

 W
PO

, §
12

 B
S 

W
P/

vB
P)

Verschwiegenheitspflicht
(§ 43 Abs. 1 S. 1 WPO, § 10 BS 
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Fachliche Fortbildung 
(§ 43 Abs. 2 S. 4 WPO, § 5 BS WP/vBP)

Dokumentation / Hand- bzw. Prüfungsakte
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 Cloud-Computing

Blockchain

Kryptowährungen

Big-Data

KI in Prozessen

Qualitätsmanagementsystem

Risiken

Datenschutz Bias durch die KI

Cybersecurity Kontrollverlust

Geldwäsche

Compliance-Systeme

Fachliche 
Verlautbarungen

IDW PS 861 
(Freiwillige 
Prüfungen von KI-
Systemen)

F&A zur praktischen 
Anwendung von 
Automatisierten Tools 
und Techniken (ATT) 
im Rahmen der 
Abschlussprüfung

IDW Knowledge 
Paper zum AI Act

WPK: KI – F&A zum 
Einsatz von 
Künstlicher 
Intelligenz in der 
WP-Praxis 
(24.01.2025)

Geplante Beiträge in UWP
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Risiken

MiCA

Digitale Transformation und KI: Herausforderungen und Pflichten für Wirtschaftsprüfer

Wo droht Haftung? Wo drohen Sanktionen? Wo drohen Reputationsverluste?

Schutzschild
Wo sichern technische und 
organisatorische Maßnahmen 
die Compliance?
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Zwölf ausgewählte Regularien für Compliance-Management-Systeme (Stand: 30.06.2026) 

01
/2

02
6 

 

Hinweis: Ein Compliance-System wird in verschiedenen Rechtsbereichen nicht immer ausdrücklich als „CMS“ verlangt, aber über konkrete Organisations-, Sorgfalts- und Dokumentationspflichten 
faktisch gefordert.  

 
 

Nr. Themenbereich  Rechtsquelle/Konkrete Compliance-Anfor-
derung Geltungsbeginn Typischer Verstoß (Beispiele) Rechtsfolgen 

1 Steuer / Tax Compliance AO; insbes. § 153 
AO 

insbesondere steuerliche Erklärungs-, Auf-
zeichnungs- und Berichtigungspflichten 

§ 153 AO; BMF-AEAO zu § 153 AO mit Hin-
weis auf innerbetriebliches Kontrollsystem 
als Indiz gegen Vorsatz/Leichtfertigkeit 
 

Laufend,  

BMF-Hinweis seit 2016 

• Fehlerhafte USt-Voranmeldungen, 
• Unvollständige Steuererklärungen, 
• Verspätete Berichtigung erkannter Fehler 

• Steuernachzahlung 
• Zinsen 
• Säumniszuschläge 
• Bußgeld 
• Steuerstrafverfahren 
• Organhaftung 

2 Geldwäsche / AML-VO Aktuell: §§ 4-6 
GwG 
 

Künftig Art. 9ff. 
AML-VO 

Risikomanagement, Risikoanalyse, interne 
Sicherungsmaßnahmen;  

mit ausdrücklich geforderten internen Stra-
tegien, Verfahren, und Kontrollen 

GwG: bereits aktuell gel-
tend 

 

Neue AML-VO: ab 
10.07.2027 
 

• Fehlende KYC-Prüfung („Know Your Custo-
mer“ 

• Keine PEP-Prüfung 
• Unzureichendes Transaktionsmonitoring 
• Verspätete Verdachtsmeldung 

• Bußgelder 
• Aufsichtsrechtliche Maßnah-

men 
• Sonderprüfungen 
• Strafrechtliche Risiken 

3 Datenschutz / DSGVO Art. 24-35 
DSGVO 

technische und organisatorische Maßnah-
men,  

Verzeichnis, Sicherheit, Datenschutzfolge-
abschätzung, Meldeprozesse 
 

DSGVO anwendbar seit 
25.05.2018 

• Verarbeitung ohne Rechtsgrundlage 
• Datenpanne ohne Meldung 
• Fehlende Löschprozesse 
• Unzureichende Auftragsverarbeitung 

• Bußgelder 
• Schadensersatz 
• Untersagungsverfügungen 
• Reputationsschäden 

4 Hinweisgeberschutz /  
Whistleblowing 

§§12 HinSchG Pflicht zur Einrichtung interner Meldestellen 
und Meldekanäle 

ab 02.07.2023: ab 250 Be-
schäftigte 

ab 17.12.2023: ab 50 Be-
schäftigte 
 

• Keine interne Meldestelle 
• Verletzung der Vertraulichkeit 
• Repressalien gegen Hinweisgeber 
• Fehlende Rückmeldung 

• Bußgeld 
• Arbeitsrechtliche Ansprüche 
• Reputationsschäden 
• Eskalation an externe Stellen 

5 Lieferkette / 
Menschenrechte 

§§4-10 LkSG Risikomanagement, Risikoanalyse, Präven-
tions- und Abhilfemaßnahmen, Beschwer-
deverfahren 

ab 01.01.2023: ab 3.000 
Beschäftigten 
ab 01.01.2024:  ab 1.000 
Beschäftigten 
 

• Keine Risikoanalyse 
• Fehlendes Beschwerdeverfahren 
• Keine Abhilfe trotz bekannter Menschen-

rechtsverletzungen 

• Bußgelder 
• Behördliche Anordnungen 
• Ausschluss von öffentlichen 

Aufträgen 
• Reputationsstellen 

6 IT-Sicherheit / NIS-2 Art. 20 + 21 NIS-2-
Richtlinie 

Leitungsverantwortung und Cybersicher-
heits-Risikomanagementmaßnahmen 

ab 06.12.2025 • Kein Incident-Response-Prozess (=Verfah-
ren zum Erkennen und Bewältigen von Cyber-
sicherheitsvorfällen) 

• Fehlende Risikoanalyse 
• Unzureichende Lieferkettensicherheit 
• Verspätete Meldung 

 

• Bußgelder 
• Aufsichtsrechtliche Maßnah-

men 
• Betriebsunterbrechungen 

7 KRITIS/BSIG §8a BSIG KRITIS-Betreiber müssen angemessene or-
ganisatorische und technische Vorkehrun-
gen nach Stand der Technik treffen und 
nachweisen 

Seit 2015/2016 

Fortlaufende Weiterent-
wicklung durch IT-Sicher-
heitsgesetze 

 

• Fehlender Stand-der-Technik-Nachweis 
• Unzureichendes Notfallmanagement 
• Mangelhafte Sicherheitskonzepte 

• BSI-Anordnungen 
• Bußgelder 
• Nachweispflichten 
• Versorgungs- und Betriebsrisi-

ken 
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Nr. Themenbereich  Rechtsquelle/Konkrete Compliance-Anfor-
derung Geltungsbeginn Typischer Verstoß (Beispiele) Rechtsfolgen 

8 Cyber Resilience Act CRA VO (EU) 
2024/2847 

Security-by-Design (bei Entwicklung Sicher-
heitsanforderungen beachten), Schwach-
stellen über den Produktlebenszyklus ma-
nagen; Meldepflichten bei Vorfällen 

Meldepflichten ab 
11.09.2026 

Hauptpflichten ab: 
11.09.2027 

 

• Produkt mit bekannten Schwachstellen 
• Fehlende Sicherheitsupdates 
• Kein Produktlebenszykluskontrollsystem 

• Marktüberwachung 
• Produktrückruf 
• Vertriebsverbot 
• Bußgelder 

9 KI-Compliance / EU AI Act Art. 9+17 EU AI 
Act 

Risikomanagementsystem und Qualitäts-
managementsystem für Hochrisiko-KI 

Verbote bestimmter KI-
Praktiken seit 02.02.2025 

Zentrale Pflichten grund-
sätzlich ab 02.08.2026 

 

• Hochrisiko-KI ohne Risikomanagement 
• Fehlende Datengovernance 
• Keine menschliche Aufsicht 

• Hohe Bußgelder 
• Marktverbote 
• Rücknahme- oder Korrektur-

pflichten 
• Haftungsrisiken 

10 Antikorruption §§ 30, 130 OWiG Korruptionsstraftatbestände im StGB; Pflicht, 
betriebsbezogene Pflichtverletzungen 
durch angemessene Organisation zu verhin-
dern) 

Laufend • Bestechung im Vertrieb 
• Scheinberaterverträge 
• Unzulässige Geschenke und Einladun-

gen 

• Strafverfahren gegen Perso-
nen 

• Unternehmensgeldbußen 
• Vermögensabschöpfung 
• Reputationsschäden 
•  

11 Exportkontrolle /  
Sanktionen 

EU-Sanktionsver-
ordnungen 

faktische Pflicht zu Screenings-, Genehmi-
gungs- und Kontrollprozessen 

Laufend;  
besonders verschärft seit 
2022 durch Russland-
Sanktionen 

• Lieferung an sanktionierte Personen 
• Export genehmigungspflichtiger Güter 

ohne Genehmigung 
• Umgehungsgeschäfte 

• Straf- und Bußgeldrisiken 
• Einziehung 
• Lieferstopp 
• Verlust von Genehmigungen 
• Reputationsschäden 
•  

12 Arbeitsrecht / 
HR-Compliance 

Arbeitsschutz-
recht, Arbeits-
zeitrecht, künf-
tig: EU-Entgelt-
transparenzricht-
linie 

 

faktisch: HR-System, das Diskriminierung, Ar-
beitsschutz-, Arbeitszeit- und Vergütungsrisi-
ken systematisch adressiert) 

Bestehende HR-Pflichten: 
laufend 

EU-EntgelttransparenzRL: 
ab 07.06.2026 

• Diskriminierende Vergütung 
• Arbeitszeitverstöße 
• Unzulässige Beschäftigtendatenverar-

beitung 

• Schadensersatz 
• Entschädigung 
• Bußgelder 
• Arbeitsgerichtliche Verfah-

ren 
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Zehn Treiber für Compliance-Management-Systeme und betroffene Unternehmen 

01
/2

02
6 

 

Hinweis: Ein Compliance-System wird in verschiedenen Rechtsbereichen nicht immer ausdrücklich als „CMS“ verlangt, aber über konkrete Organisations-, Sorgfalts- und Dokumentationspflichten 
faktisch gefordert.  
Beispielsunternehmen: 
 

A Maschinenbau-Export GmbH, 180 Mitarbeiter, Export von Maschi-
nen mit Steuerungssoftware  D 

FinTechZahlungsdienste GmbH, 70 Beschäftigte, reguliertes 
Zahlungsinstitut  G 

Steuerberatungs- und Wirtschaftsprüfungskanzlei PartG mbH, 
55 Beschäftigte 

B Cloud-Managed-Service GmbH, 95 Beschäftigte, SaaS, Hosting, 
IT-Betrieb, KI-Modul  E 

Schreinerei & Innenausbau GmbH, 85 Beschäftigte, 
mittelgroßer Handwerksbetrieb  H 

Onlinehändler – E-Commerce GmbH, 60 Beschäftigte, 
eigener Webshop, Marktplatzvertrieb 

C Diagnostiklabor-Pflegeverbund gGmbH, 230 Beschäftigte, 
Gesundheitsdaten  F 

Lebensmittelhersteller & Großhandels GmbH, 85 Beschäftigte, 
internationale Lieferanten  I 

Architekturbüro GmbH, 55 Beschäftigte; öffentliche und 
private Auftraggeber 

Legende 

✓ anwendbar   Nur risikoabhängig anwendbar   Nicht anwendbar / regelmäßig kein Schwerpunkt 

 
 

Nr. Themenbereich Rechtsquelle Warum braucht es ein Compliance-
System oder faktische Regelungen? 

A 
Maschi-
nenbau 

B  
Cloud 

C 
Gesund-

heit 

D 
FinTech 

E  
Handwerk 

F 
Lebens-

mittel 

G 
StB/WP 

H 
online 

I 
Architekt 

1 Steuer / 
Tax Compliance 

AO; insbes.  
§ 153 AO 

Steuerliche Pflichten müssen richtig, 
fristgerecht und nachweisbar erfüllt 
werden; Fehler müssen erkannt und be-
richtigt werden;  
IKS als relevantes Indiz bei der Abgren-
zung von Fehlern zu vorsätzlichem Ver-
halten 

✓ 
USt, Zoll, Ver-
rechnungs-
preise 

✓ 
USt,  
digitale Leis-
tungen,  
Lizenzum-
sätze 

✓ 
Ust, Lohn-
steuer 
Gemeinnüt-
zigkeitsthe-
men 

✓ 
USt, kom-
plexe Trans-
aktions- und 
Steuerdaten 

✓ 
USt, Lohn-
steuer, Bau-/ 
Montageleis-
tungen,  

✓ 
USt 

✓ 
Besonders 
hoch: eigene 
Pflichten plus 
Beratung 
fremder Steu-
erpflichtiger 

✓ 
USt, grenz-
überschrei-
tender Wa-
renverkauf 

✓ 
USt, Projekt-
abrechnun-
gen, Subun-
ternehmer 

2 Geldwäsche / 
AML-VO 

Aktuell: §§ 4-6 
GwG 
 
Künftig Art. 9ff. 
AML-VO 

Risikomanagement, Risikoanalyse, in-
terne Sicherungsmaßnahmen;  
mit ausdrücklich geforderten internen 
Strategien, Verfahren, und Kontrollen 

 
bei Hochrisi-
kogeschäf-
ten, Export-
/Sanktions-
nähe 

 
bei Zahlungs-
abwicklung 
nur mittelbar; 
sonst eher 
KYC ggü Ge-
schäftskun-
den 

 
idR kein 
GwG-Ver-
pflichteter 

✓ 
Kernpflicht 
als Finanzun-
ternehmen 

 
idR kein Kern-
bereich; nur 
bei unge-
wöhnlichen 
Barzahlun-
gen, Immobi-
liennähe 

 
bei Barge-
schäf-
ten/Handel 
nur je nach 
Ausgestal-
tung 

✓ 
Verpflichte-
ter nach 
GwG 

 
kein klassi-
cher 
GwG_Ver-
pflichteter; 
nur bei unge-
wöhnlichen 
Zahlungsströ-
men 

 
kein typsi-
cher GwG-
Verpflichte-
ter; relevant 
bei Immobi-
liennähe, un-
gewöhnli-
chen Investo-
renstrukturen 

3 Datenschutz / DSGVO Art. 24-35 DSGVO technische und organisatorische Maß-
nahmen,  
Verzeichnis, Sicherheit, Datenschutz-
folgeabschätzung, Meldeprozesse 
 

✓ 
Beschäftig-
ten-, Kun-
den- und Lie-
ferantenda-
ten 

✓ 
Kernrisiko: 
Kundenda-
ten, Cloud, 
Auftragsver-
arbeitung 

✓ 
Bes. hoch: 
Gesundheits-
daten 

✓ 
Finanz- und 
Identitäts- 
daten 

✓ 
Beschäfti-
gen, Kun-
den- und Lie-
ferantenda-
ten  

✓ 
Beschäfti-
gen, Kun-
den- und Lie-
ferantenda-
ten 

✓ 
Beschäfti-
gen, Kun-
den- und 
Steuerdaten 

✓ 
Kunden-, Lie-
ferantenda-
ten, Tracking,  
Webanalyse 

✓ 
Beschäfti-
gen, Kun-
den- und Lie-
ferantenda-
ten 

4 Hinweisgeberschutz /  
Whistleblowing 

§§12 HinSchG Pflicht zur Einrichtung interner Melde-
stellen und Meldekanäle ✓ 

Über 50 Be-
schäftigte 

✓ 
Über 50 Be-
schäftigte 

✓ 
Über 50 Be-
schäftigte 

✓ 
Über 50 Be-
schäftigte 

✓ 
Über 50 Be-
schäftigte 

✓ 
Über 50 Be-
schäftigte 

✓ 
Über 50 Be-
schäftigte 

✓ 
Über 50 Be-
schäftigte 

✓ 
Über 50 Be-
schäftigte 
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Nr. Themenbereich Rechtsquelle Warum braucht es ein Compliance-
System oder faktische Regelungen? 

A 
Maschi-
nenbau 

B  
Cloud 

C 
Gesund-

heit 

D 
FinTech 

E  
Handwerk 

F 
Lebens-

mittel 

G 
StB/WP 

H 
online 

I 
Architekt 

5 Lieferkette / 
Menschenrechte 

§§4-10 LkSG Risikomanagement, Risikoanalyse, Prä-
ventions- und Abhilfemaßnahmen, Be-
schwerdeverfahren 

 
indirekt:  
Lieferant für 
größere Kun-
den 

 
indirekt:  
Lieferant für 
größere Kun-
den 

 
indirekt:  
Beschaffung, 
Pflege-/ Me-
dizinprodukte 

 
Dienstleister 
großer Fi-
nanzunter-
nehmen 

 
indirekt über 
Holzlieferket-
ten, Kunden-
anforderun-
gen 

✓ 
Besonders re-
levant: Ag-
raf-/ Roh-
stofflieferket-
ten, Verpa-
ckung, Logis-
tik 

 
eher gering; 
evtl.. wenn 
Kanzlei 
Dienstleister 
größerer 
Mandanten 

 
indirekt über 
Kunden, Ban-
ken oder 
Marktplätze 

 
indirekt über 
Anforderun-
gen von Auf-
traggebern 

6 IT-Sicherheit/NIS-2 
 

Art. 20 + 21 NIS-2-
Richtlinie 

Leitungsverantwortung und Cybersi-
cherheits-Risikomanagementmaßnah-
men 

 
vernetzte 
Maschinen 

✓ 
Typischer 
NIS2-Treiber 

✓ 
Gesund-
heitssektor 
und sensible 
Systeme 

✓ 
Finanzsektor, 
zusätzlich 
DORA 

 
idR keine un-
mittelbaren 
NIS2-Pflichten 

 
Produk-
tion/Logistik: 
direkte NIS2-
Pflichte nur 
bei Sektor-
/Größen-
schwelle 

 
Berufsge-
heimnisträger 
mit hohem 
Schutzbe-
darf; idR 
nicht NIS2 

✓ 
Webshop, 
Zahlungspro-
zesse; NIS2 
nicht direkt, 
aber IT-Si-
cherheit 
hoch; nur bei 
Sektor-/Grö-
ßenschwel-
len 

 
relevant, 
aber nicht 
NIS2 direkt 

7 Cyber Resilience Act CRA VO (EU) 
2024/2847 

Security-by-Design (bei Entwicklung Si-
cherheitsanforderungen beachten), 
Schwachstellen über den Produktle-
benszyklus managen; Meldepflichten 
bei Vorfällen 

✓ 
Maschinen 
mit digitaler 
Steue-
rung/Soft-
ware 

✓ 
Softwarepro-
dukte/SaaS – 
mindestens 
Security-pro-
zesse 

nur bei ei-
gener Soft-
ware/ Medi-
zinprodukten 

nur bei ei-
genen Apps 
/FinTech Soft-
ware 

 
nicht ein-
schlägig, 
Ausn: Pro-
dukte mit di-
gitalen Ele-
menten 
(smart 
Home) 

 
bei importier-
ten smarten 
Geräten, Pro-
duktlinien 

 
idR nicht ein-
schlägig 

 
nur einschlä-
gig, wenn ei-
gene Apps, 
smarte Pro-
dukte etc. 
vertrieben 
werden 

 
idR nicht ein-
schlägig 

8 KI-Compliance / 
EU AI Act 

Art. 9+17 EU AI 
Act 

Risikomanagementsystem und Quali-
tätsmanagementsystem für Hochrisiko-
KI 

 
nur bei KI-ge-
stützter Ma-
schinensteu-
erung/Quali-
tätsprüfung 

✓ 
KI-Modul als 
Produkt oder 
HR-Entschei-
dungssystem 

 
nur bei KI in 
Diagnostik 
Personalpla-
nung, ggf. 
hochsensibel 

 
Betrugsprä-
vention, Kre-
dit- und Zah-
lungsrisiko, 
abhängig 
von Nutzung 

 
nur bei KI in 
HR-Tools oder 
bei Kunden-
bewertung 

 
nur bei KI in 
Produktions-
planung/ 

 
nur bei KI in 
HR-Tools , Be-
ratung, Prü-
fung 

 
nur bei KI in 
Marketing 
und in HR 

 
Einsatz von KI 
für Ausschrei-
bungen, HR  

9 Antikorruption, 
Exportkontrolle / 
Sanktionen 

§§ 30, 130 OWiG 
EU-Sanktionsver-
ordnugnen 

Korruptionsstraftatbestände im StGB; 
Pflicht, betriebsbezogene Pflichtverlet-
zungen durch angemessene Organisa-
tion zu verhindern) 
faktische Pflicht zu Screenings-, Geneh-
migungs- und Kontrollprozessen 

✓ 
Sehr rele-
vant; Aus-
landsge-
schäft 

 
Geschäfts-
partner-
/Sanktions-
screening 

 
Beschaffung, 
Spenden, Ko-
operationen 

✓ 
Finanzsankti-
onen, Fraud, 
Geschäfts-
partnerprü-
fung 

 
bei öffentli-
chen Aufträ-
gen, Verga-
ben, Subun-
ternehmer 

 
Lieferanten, 
Großkunden, 
öffentliche 
Abnehmer 

✓ 
Mandan-
tenan-
nahme, Un-
abhängig-
keit, Geldwä-
sche 

 
Sanktionslis-
tenprüfung 
bei internati-
onalen Kun-
den/Liefe-
ranten 

✓ 
Bes. bei öf-
fentlichen 
Aufträgen, 
Subunterneh-
mer 

10 Arbeitsrecht / 
HR-Compliance 

Arbeitsschutz-
recht, Arbeitszeit-
recht, künftig: EU-
Entgelttranspa-
renzrichtlinie 
 

faktisch: HR-System, das Diskriminierung, 
Arbeitsschutz-, Arbeitszeit- und Vergü-
tungsrisiken systematisch adressiert) 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten, Schicht-
/Montage-
einsätze 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten, Remote 
Work, Ar-
beitszeit 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten, Schicht-
dienst, Ar-
beitsschutz, 
Gleichbe-
handlung 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten, regulier-
tes HR, Ver-
gütung 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten, Baustelle 
/ Arbeits-
schutz 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten, Schicht-
arbeit 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten,  
Lager, Ver-
sand, Schicht 

✓ 
Alle Arbeit-
geberpflich-
ten,  
Projektarbeit, 
Baustellen 
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Mehr als nur neue Pflichten: Wie die AML-VO die Organisation von betroffenen Unternehmen umbaut

01
/2

02
6

Verpflichtetenkreis Wirtschaftliches Eigentum und Transparenz
a) Grundstruktur

• Finanzsektor: 
Kredit- und Finanzinstitute, Zahlungs- und E-Geld-Institute, Versicherer etc. 

• Bestimmte Nicht-Finanzberufe:
Wirtschaftsprüfer/vBP, Steuerberater, Rechtsanwälte, Notare, Immobilienmakler, Glücksspiel, 
Güterhändler

a) Ermittlung des wirtschaftlich Berechtigten (UBO = „Ultimate Beneficial Owner“)
• Pflicht zur Identifizierung der natürlichen Person(en), die letztlich Eigentum oder Kontrolle aus-

üben
• Nutzung von Registern (Transparenzregister u.ä.) als zentrale Informationsquelle

b) Neuerungen/Erweiterungen: 
• Einbeziehung von Krypto-Dienstleistern, Crowdfunding-Plattformen
• Einbeziehung weiterer Nicht-Finanzakteure, wie z.B. bestimmte Akteure im Profi-Fußball und 

zusätzlicher Händler hochwertiger Güter und Kulturgüter
• EU-weit einheitliche Definition und Abgrenzung der Verpflichteten; nationale „Sonderwege“ 

werden deutlich reduziert

b)b) Neuerungen/Erweiterungen: 
1. EU-weit harmonisierte UBO-Definition und Durchrechnungs-Methodik

(inkl. einheitlicher Schwellenwerte, Kontrollkriterien, „oberste Führungsebene“ als Auffanglö-
sung)

2. Möglichkeit abgesenkter UBO-Schwellenwerte in Hochrisikofällen
3. Stärkere Vernetzung mit nationalen Transparenzregistern und Mechanismus zur Datenqualität
4. Dokumentation, wenn UBO trotz angemessener Bemühungen nicht festgestellt werden kann 

inkl. Risikofolgen und Maßnahmen (z.B. keine Aufnahme der Geschäftsbeziehung)

Interne Organisation und Risikomanagement Meldepflichten und Dokumentation
a) Risikomanagement (Risikobasierter Ansatz)

• Verpflichtung zur Erstellung einer Risikoanalyse (jährlich)
• Interne Sicherungsmaßnahmen: Richtlinien, Kontrollen, Schulungen, Überwachung 

b) Interne Organisation/Governance
• Einrichtung interner Sicherungsmaßnahmen (IKS, Prozesse, Richtlinien, Schulungen, Überwa-

chungen)

a) Verdachtsmeldungen
• Pflicht zur Meldung verdächtiger Transaktionen oder Sachverhalte an die nationale FIU
• Grundsatz der Nichtausführung/Unterbrechung verdächtiger Transaktionen bis zur Freigabe 

oder Ablauf der Frist

c) Neuerungen/Erweiterungen: 
1. Pflicht zu risikobasiertem AML-System mit unternehmensweiter Risikoanalyse
2. Pflicht zur Berücksichtigung einheitlich festgelegter Risikofaktoren (u. a. Hochrisikodrittländer, 

PEP, komplexe Strukturen, Sanktionsrisiken)
3. Verpflichtende Erstellung eines mit der Risikoanalyse verknüpften Kontrollplans (Welche Kon-

trollen adressieren welches Risiko, Frequenz, Zuständigkeit)
4. Benennung eines Compliance-Managers (Mitglied des Leitungsorgans) mit ausdrücklicher 

Gesamtverantwortung für AML-Compliance
5. Klare Eingliederung des Geldwäschebeauftragten als operativer AML-Fachverantwortliche 

unterhalb des Compliance-Managers
6. Stärkere Anforderungen an gruppenweite AML-Strukturen –(Konzern-/Netzwerk-Gover-

nance)

d)b) Neuerungen/Erweiterungen: 
1. EU-weite harmonisierte Vorgaben zu Inhalt, Form und Fristen von Verdachtsmeldungen; tech-

nische Standards und Leitlinien der AMLA
2. Nicht-Auslagerbarkeit bestimmter Kernpflichten (insb. Abgabe von Verdachtsmeldungen

durch das verpflichtete Unternehmen, nicht durch externe GWB)
3. Anzeige der Abberufung des GWB an die Aufsicht inkl. Begründung; Nutzung dieser Infos für 

risikobasierte Aufsicht und Informationsaustausch

Kundensorgfaltspflichten Begrenzung anonymer Instrumente
a) Basis-Sorgfaltspflichten

• Identifizierung des Kunden und ggf. des Vertreters
• Einholung von Informationen zu Zweck und angestrebter Art der Geschäftsbeziehung
• Laufende Überwachung der Geschäftsbeziehung inkl. Transaktionen

a) Bargeldnutzung
• schon bisher besondere Pflichten bei hohen Bartransaktionen (identifizieren, ggf. melden)

b) Neuerungen/Erweiterungen: 
1. EU-weit harmonisierte Standard-Sorgfaltspflichten mit klaren Vorgaben zu Aktualisierungs-

zyklen und risikobasierter Vertiefung (Enhanced Due Diligence)
2. Konkretisierung zulässiger Formen der Fernidentifizierung und digitaler Identitätsnachweise 

(eID, qualifizierte Vertrauensdienste)
3. Einheitliche Vorgaben zum Umgang mit Hochrisikokunden, PEP, komplexen Strukturen etc. 
4. Möglichkeiten und Grenzen vereinfachter Sorgfaltspflichten bei geringem Risiko

b)b) Neuerungen/Erweiterungen: 
1. EU-weit einheitliche Bargeld-Obergrenze von 10.000 EUR für gewerbliche Transaktionen; 

darüberhinausgehende Barzahlungen sind grundsätzlich unzulässig bzw. lösen strenge Pflich-
ten aus.

2. Bereits ab 3.000 EUR greifen verschärfte Identifizierungs- und Dokumentationspflichten, auch
für bislang nicht oder nur punktuell verpflichtete Händler, z. B. bei Autohändlern, Möbelhänd-
lern, Schmuckverkäufern

3. Begrenzung bzw. schrittweise Abschaffung anonymer Prepaid-Instrumente und vergleichba-
rer Produkte

4. Strenge Anforderungen an Krypto-Werte u. a. durch Zusammenspiel mit der sog. „Travel Rule“ 
(Mitführung von Sender-/Empfängerdaten bei Transfers)
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Compliance Manager und Compliance Officer nach der AML-VO 

01
/2
02
6 

 

Steuerberaterkammern, bzw. 
Wirtschaftsprüferkammer 
für die deutschen Berufsstände WP/StB 

„Aufseher“ nach AML-VO 

Erhält Informationen über Abberufung des Compliance Officers (für alle Praxisgrößen) 

Information darf 

 o als aufsichtsrechtliches Signal genutzt werden (z. B. Anlass für vertiefte Prüfung), 

o in risikobaiserte Aufsichtsplanung einfließen (z. B. Praxis in höhere Risikokategorie einzustufen) und 

o für Kooperationsmechanismen mit anderen Behörden nutzen (z. B. mit FiU, Strafverfolgung, wenn 
systemische Missstände vorliegen) 

Deutsche Sonderregelung: Bei WP-Praxen mit mehr als 30 Berufsangehörigen:  
erhält die WPK Informationen über Ernennung und Abberufung des Geldwäschebeauftragten (Anordnung WPK) 

 

3 

mit Aufsichts- und Prüfungsfunktion 

Governance-Funktion auf Leitungsebene 

Compliance Manager, kurz „CM“ 
Art. 11 Abs. 1 AML-VO 1 

Zentrale Leitfrage: 
Ist unser kanzleiindividuelles System zur Geldwäschebekämpfung angemessen und 

wirksam? 

Leitungsebene Mitglied des Leitungsorgans in Geschäftsleitungs-
funktion 

Gesamtverantwortung 
Verantwortlich für die Einhaltung der AML-VO, der 
Geldtransfer-VO und aufsichtsrechtlicher Verwal-
tungsakte 

Systemverantwortung 
(Ablauforganisation) 

Sicherstellung, dass interne Strategien, Verfahren 
und Kontrollen zur Risikolage der WP-Praxis passen 
und tatsächlich umgesetzt werden  

Ressourcenverantwortung 
Sicherstellung, dass ausreichende personelle, 
sachliche und technische Ressourcen vorhanden 
sind. 

Schwachstellenmanagement 
Entgegennahme von Informationen über wesent-
liche Schwachstellen im System und Verpflichtung 
zur Abhilfe 

Berichtspflicht 

Regelmäßige, mindestens jährliche Berichterstat-
tung an das Leitungsorgan (Geschäftsführerkreis) 
über Umsetzung, Ergebnisse und Verbesserungs-
bedarf. (Dokumentationserfordernis im Innen- und 
Außenverhältnis wird empfohlen) 

 

Ernennung notwendig Vom Leitungsorgan zu ernennen 

Hierarchie Ausreichend hohe hierarchische Stellung innerhalb 
der Belegschaft 

Tagesgeschäft 
(Ablauforganisation) 

Verantwortung für die laufende Umsetzung der Stra-
tegien, Verfahren und Kontrollen im operativen Ta-
gesgeschäft  

Risikoanalyse 
Erstellung bzw. Fortschreibung der unternehmens-
weiten Risikoanalyse;  
Vorlage zur Genehmigung an das Leitungsorgan 

Sanktionsbezug Einbindung gezielter finanzieller Sanktionen in die 
Geldwäsche-Kontrollen 

Behördenkontakt 
Kontaktstelle für zuständige Behörden, bei deut-
schen WP-Praxen, insbesondere gegenüber der 
WPK als Aufsicht 

Verdachtsmeldungen (Mit-)Verantwortung für Meldungen verdächtiger 
Transaktionen bzw. Sachverhalte an die FIU 

Mitarbeiterintegrität Einbindung in Zuverlässigkeits-, Schulungs- und 
Sensibilisierungsprozesse 

Berichte an Leitung 
Berichtet unabhängig und direkt an das Leitungsor-
gan; warnt bei Risikoentwicklungen oder System-
schwächen 

 

Operativer Geldwäschebeauftragter 

Compliance Officer, kurz „CO“ 
Art. 11 Abs. 2 AML-VO 2 

Zentrale Leittrage: 
Funktionieren die eingeführten Prozesse zur  

Geldwäschebekämpfung im Tagesgeschäft? 

Abberufung 

Ernennung 

Bei Abberufung:  
Unterrichtung  
„Aufseher“ 
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Von der GwG-Pflicht zur AML-VO-Governance: Acht ausgewählte To Dos 

01
/2

02
6 

 

Key-Word  Bisher:  GwG / WPK  Neu: AML-VO Möglicher Handlungsbedarf 
Governance  • Geldwäschebeauftragter 

(GWB) als operative Schlüssel-
funktion 

• Gesamtverantwortung bei Pra-
xisleitung 

 • Zusätzlich Compliance Manager (CM) als 
übergeordnetes Mitglied des Leitungsor-
gans mit ausdrücklicher AML1-Verantwor-
tung für die Governance-Pflichten (AML) 

1. Rollen klären und abgrenzen (schriftlich) 
Compliance Manager (CM) auf Leitungsebene und  
Compliance Officer (CO) (Geldwäschebeauftragter) operativ klar voneinander abzu-
grenzen; Anpassungen im Organigramm und den Berichtslinien erforderlich 

  2. Geschäftsverteilungsplan anpassen 
- Zuständigkeiten 
- Entscheidungsrechte 
- Stellvertretung 
schriftlich festlegen.  

Bestellung/Abberufung  • WP-Praxen sind nicht generell 
kraft § 7 GwG zur Bestellung ei-
nes GWB verpflichtet;  

• Bestellung kann durch WPK an-
geordnet werden 

• WPK-Anzeige bei bestellpflichti-
gen Praxen (> 30 Berufsträger) 
für Bestellung und Entpflichtung 

 • Art. 11 Abs. 2 AML-VO verlangt einen 
Compliance-Officer 

• Abberufung des CO ist aufsichtssensibel;  
• Gründe und die Tatsache von häufigem 

Wechsel können von der Aufsicht für risi-
kobasierte Überwachung genutzt werden 

3. Anzeige- und Dokumentationsprozess formalisieren 
Status des gegenwärtig bestellten Geldwäschebeauftragen, der zum CO wird, prüfen: 
Rollenprofil, Bestellung, Stellvertretung, etc.  

Risikoanalyse  § 4 und § 5 GwG:  
Risikoanalyse ist zu  
• dokumentieren,  
• regelmäßig zu überprüfen  
• und zu aktualisieren. 

 Unternehmensweite Risikoanalyse  
• Stärker in die Compliance-Funktion einge-

bunden und  
• Bei Änderungen des Geschäftsmodells, 

neuer Produkte, Dienstleistungen oder 
Prozesse zu aktualisieren. 

4. Risikoanalyse revolvierend aktualisieren (Verpflichtung des COs) 
Anpassung an  
- AML-VO-Systematik,  
- Geschäftsmodell,  
- Mandatsstruktur und  
- Sanktionsrisiken  

Interne Sicherungsmaß-
nahmen 

 § 6 GwG verlang angemessene 
geschäfts- und kundenbezogene 
interne Sicherungsmaßnahmen in 
Form von Grundsätzen, Verfahren 
und Kontrollen 

 AML-VO spricht von internen Strategien, Ver-
fahren und Kontrollen;  
Diese müssen mit der Risikolage übereinstim-
men, umgesetzt und ausreichend ausgestat-
tet sein. 

5. Integration AML in QS-Handbuch, Kontrollplan und Nachschau 
Überarbeitung AML/CFT2-Policies (Mandatsannahme, wirtschaftlich Berechtigte, PEPs, 
Hochrisikoländer etc. und Dokumentation neu verzahnen) 
• Stärkerer Nachweis der Wirksamkeit des AML-Systems (Einführung von KPIs, Kontroll-

tests…) 
• Engere Verzahnung mit QS/IKS 

Ressourcen, Ausstattung  § 7 GwG verlangt, dass dem GWB 
ausreichende Befugnisse und not-
wendige Mittel zugeteilt werden 

 AML-VO verlangt ausdrücklich angemessene 
Ressourcen einschl. Personal und Technologie 
für die Compliance-Funktionen 
„keine Zeit“ gibt es nicht 

6. Ressourcen dokumentieren (Planung & Dokumentation der Zeiten) 
(Zeitbudget, Personal, IT-Unterstützung, Datenzugriff und Befugnisse der AML/CFT-Funktion 
nachweisbar sicherstellen; Ressourcenbeschluss dokumentieren) 

Berichtswesen  Jährlicher/regelmäßiger Bericht 
des GWB an die Praxisleitung 

 Zweistufiges Reporting:   
a) Compliance Officer (CO) berichtet fach-

lich 
b) Compliance Manager (CM) berichtet for-

mal an Leitungsorgan, ggf. zusammenge-
fasster Bericht an komplette Geschäftslei-
tung 

7. Standardisierte Berichtsformate einführen 
u.a. Regelmäßigen AML/CFT-Bericht an die Leitung mit Risiken, Kontrollen, Verdachtsfäl-
len, Schulungen, Mängeln und Maßnahmenplan etablieren. 

  8. Wirksamkeit nachweisen 
Kontrollen, Schulungen, Mängelbeseitigung und Follow-up so dokumentieren, dass die 
Funktionsfähigkeit des Systems prüf- und aufsichtsgeeignet belegt werden kann. 

 

 
 

1 AML = Anti-Money Laundering = Bekämpfung von Geldwäsche 
2 CFT = Countering the Financing of Terrorism = Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung 

 ! 

 ! 
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Anleitung: Videoidentifizierung in 7 Schritten 

 

 
Als Wirtschaftsprüfer, der einen Mandanten im Ausland per Video identifizieren 
möchte, läuft das Verfahren nach dem neuen Referentenentwurf der Geldwä-
sche-Videoidentifizierungsverordnung in der Praxis wie folgt ab: 
 
Vorgehensweise in 7 Schritten 
 
VORBEREITUNG 
  • Das Videoidentifizierungsverfahren ist besonders praktisch, um 

sicher und ortsunabhängig Mandanten zu identifizieren – z. B. 
• Anwendungsbeispiele: 

o Vertragsabschlüsse 
o Kontoeröffnungen oder  
o Immobilientransaktionen im Ausland 

Schritt 1:  Vorbereitung beim Mandanten 
  Sie, ob Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer, nutzen einen zer-

tifizierten Anbieter für Videoidentifizierung oder setzen es in-
tern mit geschultem Personal um 

• Der Mandant braucht 
o gutes Internet 
o Smartphone/Laptop mit Kamera und Mikrofon 
o ein gültiges Ausweisdokument (z. B. Personalausweis oder 

Reisepass mit Sicherheitsmerkmalen) 
Schritt 2:  Start des Videoanrufs 
  • Der Mandant startet das Verfahren über einen Link (Zoom) 

oder eine App. 
• Zu Beginn muss der Mandant / Geschäftspartner ausdrück-

lich zustimmen, dass der Vorgang aufgezeichnet wird (Bild 
und Ton). Bitte beachten Sie die Aufbewahrungspflicht für 
GwG-Dokumente. 

Schritt 3:  Sichtprüfung des Ausweises 
  • Ein geschulter Mitarbeiter Ihres Hauses prüft das Dokument 

live über Video: 
o Ist der Ausweis echt (Kontrolle aller Sicherheitsmerkmale)? 
o Ist das Dokument unbeschädigt? 
o Stimmt Name, Foto, Geburtsdatum mit den vorliegenden 

Unterlagen überein? 
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Schritt 4:  Prüfung der Person 
  • Der Mitarbeiter stellt Fragen (z. B. Geburtsdatum, Grund für 

die Identifikation), um zu erkennen, ob das Ausweisdokument 
zur Person passt 

Schritt 5:  Vorgehensweise 
  • Der Mandant wird aufgefordert: 

o den Ausweis seitlich zu bewegen und in alle Richtungen  
zu drehen 

o den Kopf oder das Licht zu bewegen. 
So kann ausgeschlossen werden, dass z. B. ein Deepfake vorliegt. 

Schritt 6:  TAN-Verifizierung 
  • Der Mandant erhält während der Videokonferenz per SMS 

oder E-Mail eine TAN (Ziffernfolge). 
• Diese muss er unmittelbar, z. B. per Mail, zurücksenden – als 

Beweis, dass er „live“ teilnimmt. 
Schritt 7:  Abschluss 
  • Wenn der Identifizierungsprozess erfolgreich verläuft, ist die 

Identifikation zutreffend.  
• Sämtliche Daten und Aufnahmen müssen 5 Jahre lang sicher 

gespeichert werden. 

Das Verfahren darf nicht durchgeführt werden, wenn beispielsweise: 
  1. das Video ruckelt oder die Bildqualität zu schlecht ist 

2. das Licht zu dunkel ist 
3. Zweifel an der Echtheit des Ausweises oder der Person beste-

hen 
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Haupt-
thema 

Nr. Unterthema Unter-Unterthema rele-
vant 

nicht 
rele-
vant 

 

Long-List der ESG-Themen nach ED-ESRS 

02
/2

02
6 

 

Haupt-
thema 

Nr. Unterthema Unter-Unterthema rele-
vant 

nicht 
rele-
vant 

ES
RS

 1
 

„K
lim

aw
an

de
l“

 

1 Klimaschutz    

2 Anpassung an den Klimawandel    

3 Energie    

ES
RS

 E
2 

„U
m

w
el

tv
er

sc
hm

ut
zu

ng
“

 

4 Luftverschmutzung    

5 Wasserverschmutzung    

6 Bodenverschmutzung    

 Verschmutzung von lebenden  
Organismen und Nahrungsressourcen    

7 Besorgniserregende Stoffe, ein-
schließlich besonders besorgniserre-
gender Stoffe 

 
  

 Besonders besorgniserregende Stoffe    

8 Mikroplastik    

ES
RS

 E
3 

„W
as

se
r-

 u
nd
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ee

-
re

sr
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so
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9 Wassernutzung, einschließlich Ent-
nahme, Verbrauch, Einleitung und 
Speicherung 

• Wasserverbrauch 
  

 Meeresressourcen • Wasserentnahme   

• Ableitung von Wasser   

• Ableitung von Wasser 
in die Ozeane 

  

• Gewinnung und 
Nutzung von Meeresressourcen 

  

ES
RS

 E
4 
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lt 
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10 Direkte Ursachen des  
Biodiversitätsverlustes 
Treiber des Biodiversitäts- und Öko-
systemwandels (Veränderungen 
terrestrischer und mariner Lebens-
räume, invasive Arten) 

• Klimawandel   

• Landnutzungsveränderungen, Süß-
wasser- und Meeresnutzungsverän-
derungen 

  

• Direkte Ausbeutung   

• Invasive gebietsfremde Arten   

• Umweltverschmutzung   

• Sonstige   

11 Auswirkung auf den Zustand 
der Arten 

Beispiele:   

• Populationsgröße von Arten   

• Globales Ausrottungsrisiko von arten   

12 Ausmaß und Zustand terrestrischer 
und mariner Ökosysteme 

Beispiele:   

• Landdegradation   

• Wüstenbildung   

• Bodenversiegelung   

Relevanzbeurteilung i. d. R. auf 
Ebene der „Unterthemen“ 

Beachte: Klimawandel ist in der Regel immer 
wesentlich. Falls Einschätzung „unwesentlich“: 

BEGRÜNDUNGSPFLICHT 

Bisher: ESRS 1 AR 16 
Neu: ED-ESRS 1 

Anhang A: Themenliste 
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Haupt-
thema 

Nr. Unterthema Unter-Unterthema rele-
vant 

nicht 
rele-
vant 

 

  

13 Auswirkungen und Abhängigkeiten 
von Ökosystemdienstleistungen 

   
ES
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 14 Ressourcenzuflüsse, einschl.  
Ressourcennutzung 

   

15 Ressourcenabflüsse im Zusammen-
hang mit Produktion und  
Dienstleistungen 

   

16 Ressourcenabflüsse (AbfälleAbfall)    

ES
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17 Arbeitsbedingungen 
 
• angemessene Löhne, 
• Vereinbarkeit von Beruf und Fa-

milie, 
• Arbeitszeit, 
• sichere Beschäftigung, 
• soziale Absicherung 

• Sichere Beschäftigung   

• Arbeitszeit   

• Angemessene Entlohnung   

• Sozialer Dialog   

• Vereinigungsfreiheit, Existenz von 
Betriebsräten und Rechte der  
Arbeitnehmer auf Information,  
Anhörung und Mitbestimmung 

  

• Tarifverhandlungen, einschl. der 
Quote der durch Tarifverträge  

• abgedeckten Arbeitskräfte 

  

• Vereinbarkeit von Berufs- und  
Privatleben 

  

• Gesundheitsschutz und Sicherheit   

18 • Sozialer Dialog 
• Vereinigungsfreiheit 
• Betriebsräte 
• Mitbestimmungsrechte der Ar-

beitnehmer und  
• Tarifverhandlungen 

   

19 • Gesundheit und Sicherheit    

21 • Ausbildung und Kompetenzent-
wicklung 

   

22 Gleichbehandlung und  
Chancengleichheit für alle 
Vielfalt und Gleichbehandlung 
• Gleichstellung der Geschlechter 
• Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
• Beschäftigung und Inklusion von 

Menschen mit Behinderungen 
• Nichtdiskriminierung 
• Antibelästigung 
• Maßnahmen gegen Gewalt 

• Gleichstellung der Geschlechter und 
gleicher Lohn für gleiche Arbeit 

  

• Schulungen und Kompetenzent-
wicklung 

  

• Beschäftigung und Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen 

  

• Maßnahmen gegen Gewalt und 
Belästigung an Arbeitsplatz 

  

• Vielfalt   

23 Weitere Sonstige arbeitsbezogenen 
Rechte 
• Kinderarbeit 
• Zwangsarbeit 
• Privatsphäre und angemessener 

Wohnraum 
• Wasser und sanitäre Einrichtun-

gen 

• Kinderarbeit   

• Zwangsarbeit   

• Angemessene Unterbringung   

• Datenschutz   
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23 Arbeitsbedingungen • Sichere Beschäftigung   

• Arbeitszeit   

• Angemessene Entlohnung   

• Sozialer Dialog   

• Vereinigungsfreiheit einschließlich 
der Existenz von Betriebsräten 

  

• Tarifverhandlungen   

• Vereinbarkeit von Berufs- und Privat-
leben 

  

• Gesundheitsschutz und Sicherheit   
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24 Gleichbehandlung und  
Chancengleichheit für alle 

• Gleichstellung der Geschlechter 
und gleicher Lohn für gleiche Arbeit 

  

• Schulungen und Kompetenzent-
wicklung 

  

• Beschäftigung und Inklusion von 
Menschen mit Behinderungen 

  

• Maßnahmen gegen Gewalt und Be-
lästigung am Arbeitsplatz 

  

• Vielfalt   

25 Sonstige arbeitsbezogene Rechte • Kinderarbeit   

• Zwangsarbeit   

• Angemessene Unterbringung   

• Wasser- und Sanitäreinrichtungen   

• Datenschutz   

ES
RS
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24 Wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte von Gemeinschaften 
Auswirkungen in Bezug auf  
• Landnutzung, 
• Sicherheitsaspekte, 
• Angemessenen Wohnraum und 

Nahrungsmittel, 
• Wasser und sanitäre Einrichtun-

gen 

• Angemessene Unterbringung   

• Angemessene Ernährung   

• Wasser- und Sanitäreinrichtungen   

• Bodenbezogene Auswirkungen   

25 Bürgerrechte und politische Rechte 
von Gemeinschaften 
• Meinungsfreiheit 
• Versammlungsfreiheit 
• Auswirkungen auf Menschen-

rechtsverteidiger 

• Sicherheitsbezogene Auswirkungen   

• Meinungsfreiheit   

26 Rechte indigener Völker 
• Freie, vorherige und informierte 

Zustimmung 
• FPIC 
• Selbstbestimmung 
• Kulturelle Rechte 

 

• Versammlungsfreiheit   

• Auswirkungen auf Menschenrechts-
verweigerer 

  

• Freiwillige und in Kenntnis der Sach-
lage erteilte vorherige Zustimmung 

  

• Selbstbestimmung   

• Kulturelle Rechte   

Seite 3 von 4
Praxishilfe 4/8UPfQK 2. HJ 2026 / 1. HJ 2027

St
a

nd
: 1

3.
07

.2
02

6

#P
H0

02
2

4/
8 

Lo
ng

-L
ist

 d
er

 E
SG

-T
he

m
en

 n
ac

h 
ED

-E
SR

S



Haupt-
thema 

Nr. Unterthema Unter-Unterthema rele-
vant 

nicht 
rele-
vant 

 

 

ES
RS

 S
4 

„V
er

br
au

ch
er

 u
nd

 N
ut

ze
r“

 
 

27 Informationsbezogene Auswirkungen 
für Verbraucher und/oder Endnutzern 
• Datenschutz, 
• Zugang zu Informationen, 
• Meinungsfreiheit 

• Datenschutz   

• Meinungsfreiheit   

28 Persönliche Sicherheit von Verbrau-
chern und/oder Endnutzern 
• Gesundheit und Sicherheit 
• Kinderschutz 
• Personensicherheit 

• Zugang zu (hochwertigen 
Informationen) 

  

• Gesundheitsschutz und Sicherheit   

29 Soziale Inklusion von Verbrau-
chern/Endnutzern 
• Zugang zu Produkten und Dienst-

leistungen, 
• Verantwortungsvolle Marketing-

praktiken 
• Nichtdiskriminierung 

• Persönliche Sicherheit   

• Kinderschutz   

• Nichtdiskriminierung   

• Zugang zu Produkten und 
• Dienstleistungen 

  

• Verantwortliche  
Vermarktungspraktiken 
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30 Unternehmerstrukturkultur,  
einschließlich  
• Korruptionsbekämpfung 
• Schutz von Hinweisgebern und 

Tierschutz 

   

 Schutz vor Hinweisgebern  
(Whistleblowers) 

   

 Tierschutz    

31 Politisches Engagement, einschließ-
lich der Nutzung 

   

32 Management der Beziehungen zu 
Lieferanten, einschließlich Zahlungs-
praktiken  
Insbesondere der verspäteten Zahlun-
gen an kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU) 

   

 Korruption und Bestechung • Vermeidung und Aufdeckung,  
• einschließlich Schulung 

  

• Vorkenntnisse   
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Übersicht vorgeschlagener Neuerungen in den themenspezifischen Standards durch ED ESRS 1 (2025) 
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/2

02
6 

 

E1 Klimawandel E2 Umweltverschmutzung E3 Wasser E4 Biodiversität &  
Ökosysteme 

E5 Ressourcennutzung & 
 Kreislaufwirtschaft 

Statt 12 nun 11 Angabepflichten Statt 7 nun 5 Angabepflichten Statt 6 nun 4 Angabepflichten Statt 8 nun 5 Angabepflichten Statt 7 nun 5 Angabepflichten 

Standardspezifische Angabepflichten zu Konzepten und Maßnahmen entfallen größtenteils (Verlagerung in ESRS 2) 

Vereinfachte Angaben zu Transitionsplänen 

E2-4 Kennzahl zu Luft-, Wasser- und 
Bodenverschmutzung wird um Angaben zur 

Methodik gekürzt;  
Schätzungen sind möglich 

E3-4 umsatzbasierte Kennzahl für 
Wasserintensität wurde entfernt 

E4-1 Angabepflicht zum Übergangsplan nur 
verpflichtend, wenn ein solcher besteht und 

öffentlich zugänglich ist 

Neue Datenpunkte zur Konkretisierung von  
- Ressourcenzuflüssen und  
- Abfällen 

Höhere Flexibilität bei Angabe von THG-Zielen 
E2-4 Mikroplastik ist zu differenzieren nach 

primären und sekundärem  
Mikroplastik 

Neu: separater Ausweis von  
- Gesamtwasserentnahme und -ableitungen 
- Standorte in Gebieten mit hohem 

Wasserstress 

Angaben zu  
- Rückverfolgbarkeit von Produkten, 
- spezifischen Standorten  
- Kompensationsmaßnahmen 

E5-5 Neu: Angabepflicht zu „Abfall mit 
unbekanntem Endziel“ 

E1-7 – Kennzahl für umsatzbasierte Energieinten-
sität wird gestrichen 

E2-5 Kennzahl zu besorgniserregenden Stoffen 
wird hinsichtlich Offenlegungspflichten stärker 

differenziert. 
Neu: Wasserspeicherung 

Kennzahlen wurden zu einer allgemeinen 
Anforderung für alle wesentlichen E4-Themen 

zusammengefasst, Unternehmen sollen 
unternehmensspezifische Kennzahlen offenlegen 

Ergänzung wichtiger Definitionen im Glossar 
(z. B. Schlüsselmaterialien, Reparierbarkeit) 

E1-8 THG-Emissionen: 
Scope 1-3: nur über finanzielle Kontrolle;  

Berücksichtigung der operativen Kontrolle nur 
bei Gefährdung der „fair presentation“ 

Substanzen-Themen werden zusammengeführt Nutzung von Meeresressourcen: 
Verlagerung in Standard E5 

Erweiterung der Treiber für Biodiversitäts- & 
Ökosystemwandel wie z. B. invasive Arten, marine 

Treiber ergänzt 

Meeresressourcen wandern von E4 in diesen 
Standard 

E1-9 CO²-Bepreisung und -Zertifikate: 
detaillierte Darstellungen können unterbleiben 

Verschmutzung von lebenden Organismen & 
Nahrungsressourcen entfällt  Mehr Flexibilität – weniger Checklisten Nun werden auch Dienstleistungen 

berücksichtigt 

E-11 Vereinfachte Darstellung der erwarteten 
finanziellen Auswirkungen Themenspezifisch zu erwarteten finanziellen Effekten entfällt (zentral nun in ESRS 2) 

 
S1 Eigene Belegschaft S2 Arbeitskräfte in der  

Wertschöpfungskette 
S3 Betroffene  
Gemeinschaften 

S4 Verbraucher und  
Endnutzer 

G1 Unternehmenspolitik 

Statt 19 nun 16 Angabepflichten Statt 7 nun 4 Angabepflichten Statt 7 nun 4 Angabepflichten Statt 7 nun 4 Angabepflichten Statt 8 nun 6 Angabepflichten 

Erhebliche Vereinfachungen der Offenlegungen durch einen prinzipienbasierten Ansatz 

Zentralisierung der Angaben zur Menschenrechtspolitik im ESRS 2 GDR-P (nicht mehr in S1-S4 und doppelt in ESRS 2)) 

S1 und S2 werden zusammengeführt – einheitliche Logik für die entsprechenden Themen   Neue Struktur (PAT-Logik): Umstellung auf 
Richtlinien, Maßnahmen und Ziele 

Umfassende Überarbeitung:  
- Konzentration auf wesentliche Inhalte 
- Reduzierung des Detaillierungsgrades der 

Aufschlüsselung 

Angaben zu Einbindung, Beschwerdekanäle und 
Abhilfe stärker zusammengeführt und klarer 

Strukturiert 

Angaben zu Einbindung, Beschwerdekanäle und 
Abhilfe stärker zusammengeführt und klarer 

Strukturiert 

Angaben zu Einbindung, Beschwerdekanäle und 
Abhilfe stärker zusammengeführt und klarer 

Strukturiert 

Richtlinien: adressiert die SFDR-Indikatoren zur 
Korruptionsbekämpfung und Whistleblower-
Schutz; nicht mehr einzeln. sondern im Rahmen 
Unternehmenskultur zu berichten 

Wahlrecht zur Angabe in Form von Fließtext oder 
Tabellen   

Vorfallangaben: flexiblere Aggregation der 
Vorfälle (keine Einzelfalllisten; Kriterien zur 
Zusammenfassung) 

Vorfallangaben (Menschenrechte) an 
S1-Systematik angeglichen 

Maßnahmen: pflegt wichtige Datenpunkte zu 
Lieferanten und zur Verhinderung Korruption und 

Bestechung 

Anhänge A.1 bis A.4 sind entfallen: höhere 
Flexibilität  

Zusammenführung von Detailthemen wie z. B. 
Ernährung, Sicherheit, Wohnraum zu größeren 

Blöcken 

Datenschutz, Kinderschutz, Informationszugang 
etc. verschmelzen zu größeren Blöcken 

Wegfall der Kennzahl für die durchschnittliche 
Zahlungsdauer einer Rechnung (Vereinfa-

chung);  
Fokus auf Standard-Zahlungszielen 

 

-56,9% -63,6%- -70,4 % -77,8 % -64,3 % 

-55,1% -68,1%- -71,1 % -72,7 % -57,1 % 

*) Prozentzahlen zeigen Rückgang der verpflichtenden Angaben (ohne den 100%-Rückgang der freiwilligen Angaben); Quelle: Anhang 4 der Basis for Conclusions. 

Seite 1 von 1
UPfQK 2. HJ 2026 / 1. HJ 2027 Praxishilfe 4/9

St
a

nd
: 1

3.
07

.2
02

6

#P
H0

02
4

4/
9 

 Üb
er

sic
ht

 v
or

ge
sc

hl
ag

en
er

 N
eu

er
un

ge
n 

in
 d

en
 th

em
en

sp
ez

ifi s
ch

en
 

St
an

da
rd

s d
ur

ch
 E

D
 E

SR
S 

1 
(2

02
5)



Stand: August  2026
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08.11.2024 EU-Rat Budapester Erklärung
Forderung nach der "Einführung einer Vereinfachungsrevolution", indem ein klarer, 
einfacher und intelligenter Regulierungsrahmen für Unternehmen sichergestellt und 
Verwaltungs-, Regierungs- und Berichtslast, insbesondere für KMU, drastisch reduziert 
wird.

26.02.2025 EU-Kommission Legislativpakt - Omnibus zur Vereinfachung der EU-Vorschriften und zur Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit

"80": Stop-the-Clock, d.h. zeitliche Verschiebung Anwendung CSRD und CSDDD
"81": Anpassung Schwellenwerte und Anforderungen von CSRD, EU-Taxonomie-VO und 
CSDDD

27.03.2025 EU-Kommission/EFRAG Mandat zur Erarbeitung von Vorschlägen für ESRS-Vereinfachungen bis 31.10.2025 
(verschoben auf 30.11.2025)

14.04.2025 EU-Parlament und EU-Rat Rechtsvorschrift "Stop-the-clock" (Einigung zwischen EU-Parlament  und EU-Rat): 
Verschiebung des Inkrafttretens der Meldepflichten für die Unternehmen, die zuvor 
erstmals für die Geschäftsjahre 2025 oder 2026 Bericht erstatten mussten (Welle 2 und 
Welle 3)
Veröffentlicht als Richtlinie (EU) 2025/794 im EU-Amtsblatt
Beachte: Umsetzung in nationales Recht bis 31.12.2025 notwendig!

23.06.2025 EU-Ministerrat Vorlage seiner Verhandlungsposition zum Vorschlag der EU-Kommission für Änderung 
CSRD 

24.06.2025 EU-Parlament Vorlage der Verhandlungspositionen einzelner Fraktionen des EU-Parlaments zur 
Vereinfachung von CSRD und CSDDD

04.07.2025 EU-Kommission Veröffentlichung des Delegierten Rechtsaktes zur Vereinfachung der EU-Taxonomie 
inkl. F&A-Dokument und Beispielmeldung
gültig ab 01.01.2026 für Berichtsjahr 2025

10.07.2025 BMJV (Deutschland) Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz zur 
Umsetzung der CSRD (RL (EU) 2022/2464) in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 
geänderten Fassung

11.07.2025 EU-Kommission "Quick-Fix"-Verordnung zur Vereinfachung der ESRS Set 1 für Welle 1 Unternehmen (ab 
Berichtsjahr 2025)
(insbesondere Verlängerung der Phase-in-Regelungen)

30.07.2025 EU-Kommission Offizielle Empfehlung zur Anwendung des freiwilligen Nachhaltigkeitsstandards für nicht-
börsennotierte KMU (VSME)

31.07.2025 EFRAG Entwürfe der überarbeiteten ESRS Set 1 werden veröffentlicht und zur Konsultation 
gestellt (Frist: 29.09.2025)

03.09.2025 BMJV (Deutschland) Regierungsentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz zur 
Umsetzung der CSRD (RL (EU) 2022/2464) in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 
geänderten Fassung

13.10.2025 EU-Parlament Vorlage des eigenen Änderungsvorschlags (Verhandlungsposition) zur Änderung der 
CSRD vorgesehen 

03.12.2025 EFRAG Übergabe der Entwürfe der überarbeiteten ESRS an die EU-Kommission 
(Veröffentlichung fachlicher Ratschlag an die EU-Kommission zur Überarbeitung des 
ESRS Set 1) (ED ESRS (2025))

10.11.2025 EFRAG Veröffentlichung im Amtsblatt:  "Quick-Fix"-Verordnung zur Vereinfachung der ESRS Set 
1 für Welle 1 Unternehmen (ab Berichtsjahr 2025)

08.12.2025 Trilog-Verfahren EU-Parlament, EU-Kommission und EU-Ministerrat finden vorläufige Einigung über die 
finale Version des Omnibus-Entwurfs mit inhaltlichen Änderungen an der CSRD und 
CSDDD

Ende 2025/
Frühjahr 2026

Nach erfolgreichem 
Trilog-Verfahren

Abstimmung und Billigung des finalen Rechtsaktes zur Anpassung CSRD, CSDDD in EU-
Parlament, EU-Kommission und EU-Rat und anschließende Veröffentlichung im EU-
Amtsblatt

1. Halbjahr 
2026

EU-Kommission Abstimmung der Entwürfe ESRS mit Mitgliedsstaaten; anschließend Veröffentlichung der 
neuen ESRS durch Delegierten Rechtsakt (voraussichtlich Mitte 2026)
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08.01.2026 EU-Mitgliedstaaten Veröffentlichung im Amtsblatt: Del. VO (EU) 2026/73 der Kommission vom 04.07.2025 zur 
Änderung der Del.- VO (EU) 2021/2178 hinsichtlich der Vereinfachung des Inhalts und 
der Darstellung von Informationen, die über umweltverträgliche Tätigkeiten und die 
Del.-VO (EU) 2021/2139 und (EU) 2023/2486 offenzulegen sind

26.02.2026 EU-Kommission
Veröffentlichung im Amtsblatt: Änderungsrichtlinie (EU) 2026/470 zur Vereinfachung der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung, Änderungen an der AbschlussprüfungsRL und den 
Sorgfaltspflichten gemäß CSDDD (Vereinfachungen im Sinne des Omnibus I-Pakets)

2026/2027 EU-Mitgliedstaaten Umsetzung der neuen Vorgaben in nationales Recht (i.d.R. beträgt Frist 12 Monate ab 
Veröffentlichung der geänderten Richtlinie)

17.03.2026 EU-Kommission Konsultationsentwürfe für zwei Del. VO zur Tax-VO (Ares(2026)2879622 und 
Ares(2026)9618554) mit Vereinfachungen und Anpassungen 
a) bei technischen Bewertungskriterien (Del. VO (EU) 2021/2139)
b) bei den vier nicht-klimabezogenen Umweltzielen (Del. VO (EU) 2023/2486)

31.03.2026 Deutschland Veröffentlichung eines gemeinsamen Änderungsantrags der Regierungsfraktionen SPD 
und CDU/CSU zum CSRD-Umsetzungsgesetz (inkl. Änderungen durch Omnibus-I-Paket)

30.04.2026 EU-Kommission
Veröffentlichung von Klarstellungen bezüglich der Taxonomie-VO und dem 
dazugehörigen Del.Rechtsakt zur Berichterstattung (Bekanntmachung C/2026/2558) 

01.07.2026 EU-Kommission Beginn öffentliche Konsultation zu bestimmten Berichtspflichten gem. der Taxonomie-
VO (Vorschläge zur Vereinfachung der Berichterstattung) (Ende der Konsultation 
12.08.2026)

03.07.2026 EU-Kommission Annahme der del. Rechtsakte zu den überarbeiteten ESRS (Del. RA C(2026)5010) sowie 
zur Festlegung des Standards für die freiwillige Berichterstattung (Voluntary Standard, 
VS); 
Übermittlung der Del. RA an EU-Parlament und EU-Rat zur Prüfung;
sofern keine Einwände erhoben werden, treten sie innerhalb von zweimonatiger 
Prüfungsfrist in Kraft (diese kann um weitere zwei Monate verlängert werden)

24.07.2026 EFRAG Veröffentlichung Entwurf für ESRS für Drittstaatenunternehmen (ESRS-40a), die 

31.10.2026) 
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Der Weg zum Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte*) 
 

§ 289b HGB-E: Pflicht zur Erweiterung des Lageberichts um einen Nachhaltigkeitsbericht 
 

§ 324b HGB-E: Pflicht zur Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts durch einen  
 

§ 324e HGB-E: Wirtschaftsprüfer/-gesellschaften, die einen Eintrag im Berufsregister haben:  
 

Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts 
 

§ 38 Nr. 1g WPO-E: Einzel-WP  
Registrierung als Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte 

 

§ 13d Abs. 2 WPO-E: WP-Gesellschaft auf Antrag Registrierung als Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte möglich, wenn mindes-
tens einer der im Namen der Gesellschaft tätigen Wirtschaftsprüfer als Prüfer für Nachhaltigkeitsberichte eingetragen ist 

 

Registrierung als Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts notwendig (§ 13d i.V.m. §.140 Abs. 1 WPO-E) 
 

Neu bestellte WP (Bestellung als WP ab dem 01.01.2026 oder Beginn WP Prüfungsverfahren zum WP-
Examen nach dem 31.12.2023) (zukünftiger Regelfall) Bestellt als WP vor 1.1.2026 

Beginn WP-Prüfungsverfahren (= Antrag auf Zulassung zum WP-
Examen bei WPK eingegangen) bis zum 1.1.2024 und Bestellung 

bis zum 1.1.2026  

§ 13d Abs. 1 WPO-E § 13d Abs. 3 WPO-E Bestandsschutzregelung („Grandfather-Regelung“) 
 

Bestehen des WP-Examens (allgemeine Voraussetzung) 
§ 13d Abs. 2 WPO-E 

 

Prüfung nach § 13c Abs. 1 bestanden 

 

Zusatzmodul Prüfung zum Prüfer für Nachhal-
tigkeitsberichte  

 

Nachweis mindestens achtmonatige Ausbil-
dung mit Teilnahme an 

• Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten 
oder 

• Mitwirkung an anderen nachhaltigkeits-
bezogenen Dienstleistungen 

bei einer der Stellen gem. § 9 Abs. 3 WPO 

 
Organisatorisch und 
zeitlich im Rahmen 
des WP-Examens  

 

Freiwillige Zu-
satzqualifikation 
(nicht Pflichtbe-
standteil des WP-
Examens!)  

 

Ausbildung kann als Teil der praktischen Ausbil-
dung nach § 9 Abs 1 und 2 absolviert werden 
(muss nicht zusätzlich erfolgen) 

 

Nach dem Be-
stehen des WP-
Examens als ge-
sonderte Prüfung 

Nachweis ist nicht Voraussetzung für die Prüfung 
und kann auch nachträglich erbracht werden 
(Bis zum Antrag auf Registrierung) 

 

Nachweis der Teilnahme an ei-
ner Fortbildung zur Erlangung 
von Kenntnissen über Nachhal-
tigkeitsberichte und deren Prü-
fung (bei Registrierung, ggf. 
auch nachträglich bis zu 18 
Monaten nach Inkrafttreten 
des CSRD-UmsG) 
 

Allgemeine Pflicht zur laufen-
den Fortbildung gilt auch für 
die als Prüfer für Nachhaltig-
keitsberichte eingetragenen 
WP 
(im Rahmen der allgemeinen 
40-stündigen Fortbildungs-
pflicht) 

Fortbildung umfasst die Inhalte nach § 24b WiPrüfPV 
 

1. Rechtliche Anforderungen und Standards für 
die Aufstellung der jährlichen und konsolidie-
ren Nachhaltigkeitsberichte 

2. Nachhaltigkeitsanalyse 
3. Due-Diligence-Prozesse zur Nachhaltigkeits-

aspekten und  
4. Rechtliche Anforderungen und Standards für 

die Prüfung von Nachhaltigkeitsberichten 
 

Antrag auf Registrierung 
 

WPK hat bei Antragstellung auf Registrierung zu 
prüfen, ob die Fortbildung im Hinblick auf  
• Inhalt und  
• Umfang (40 Std.) *) (Stand: WPK 22.04.2026) 

zur Vermittlung der notwendigen Kenntnisse 
ausreichend und geeignet erscheint 
 

Registrierung im Berufsregister nach § 
38 Nr. 1g WPO-E als Prüfer für Nachhal-
tigkeitsberichte 

 

Antrag auf Registrierung Keine Registrierung im Berufsregister 
nach § 38 Nr. 1g als Prüfer für Nach-
haltigkeitsberichte 

 

ja 
ja 

nein 
ja 

Falls WPK Fortbildung für 
nicht ausreichend und 
angemessen hält 
 

Zeitlich 
flexibel 

! ! 

*) Grundlage: Regierungsentwurf zum CSRD-Umsetzungsgesetz vom 03.09.2025 und Änderungsantrag der Regierungsparteien vom 30.03.2025 
      Änderungen durch das künftige endgültige Gesetz möglich. 
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Projektskizze für die unternehmensindividuelle Sustainability-Transformation (12-Stufen-Modell)  

 

  Verantwortlich Beginn 
(Plan) 

Ende 
(Plan) 

Projektfortschritt 
berichten an 

(Frequenz / wen) 

Beginn 
(IST) 

Ende 
(Ist) 

Bemerkung 

  (Datum/Kz) (Datum/Kz) (Datum/Kz) (Datum/Kz) (Datum/Kz) (Datum/Kz) (Datum/Kz) 

Step 1 KMU (keine gesetzliche Verpflichtung), aber ggf. Markterfordernis durch Auftraggeber 
• Sondierung der Notwendigkeit und Dringlichkeit zur Erstellung eines Nachhaltigkeitsberichts 
Prospektive Betrachtung: 
Rechtzeitige Analyse, welche Geschäftspartner eine ESG-Berichterstattung vom Unternehmen fordern könnte:  
• Kunden (öffentliche Hand), Lieferanten, Banken, Ermittlung der von Geschäftspartner zukünftig benötigten Da-

ten 

       

Step 2 Einheitliche Beschlussfassung im Geschäftsführungskreis und Einbindung weiterer Führungsebenen 
• Beschäftigung mit neuen Themen nicht immer beliebt 
• Projekt vorantreiben und Rückendeckung durch oberste Führungsebene notwendig 

       

Step 3 Einbindung Gesellschafter und Aufsichtsgremien, Überwachungsorgane 
• Festlegung Eckdaten zum ESG-Projekt: Parameter bspw. Personalstellen, Verantwortlichkeiten, Budget (interne 

und extern); Zeitschiene; Jour Fix zur gegenseitigen Information und Erfolgskontrolle) 

       

Step 4 Nachhaltigkeitsteam bestimmen und unternehmensintern kommunizieren 
• Möglichst fachbereichsübergreifende ESG-Teambildung z. B. Entwicklung, Einkauf, Verkauf, Logistik, Qualitätssi-

cherung, Personal, Legal, Finance, Controlling; Strategie 
• Berücksichtigung der Verzahnung aller Abteilungen zur Beschaffung der erforderlichen Daten 

       

Step 5 Unternehmensweite Definition einer Nachhaltigkeitsstrategie 
• Startpunkt der Nachhaltigkeits-Due-Dilligence (mehrjähriger Leitfaden mit Erfolgskontrolle) 

       

Step 6 Bestandsaufnahme durchführen (Inventur) 
• Im Betrieb gibt es oft bereits Aktivitäten, um nachhaltiger zu werden. Aber diese standen bislang unter anderen 

Überschriften (z. B. Kostensenkung) 
• Erhebung der vorhandenen Aktivitäten im Zusammenhang mit Umwelt- und Sozialaspekten 

       

Step 7 Zeitschiene für den ESG-Transformationsprozess 
• Definition von Zuständigkeiten und Handlungsfeldern 
• Einführung IT-Systeme zur Datenerhebung und -sammlung 
• Vorgabe von Terminen 

       

Step 8 Ermittlung unternehmensindividueller Handlungsfelder 
Umfang abhängig von Unternehmensgröße (Skalierung), Mindestumfang:  
• Wesentlichkeitsanalyse, Einbindung Stakeholder, Wesentlichkeitsmatrix, Abgleich mit Anforderungen nach 

ESRS, Gap-Analyse 

       

Step 9 Entwicklung, Festlegung und Freigabe des ESG-Aktivitäten-Maßnahmenplans 
• Festlegung operativer Ziele mit Bezug zur Nachhaltigkeit 
• Maßnahmen so festlegen, dass sich Kennzahlen definieren lassen (Erfordernis der Metrik), mit denen die Zieler-

reichung im Hinblick Nachhaltigkeit gemessen werden kann 
• Implementierung des ESG-Managementsystems (Gesamtheit sämtlicher ESG-IKS-Prozesse) 

       

Step 10 Erstellung des ersten Nachhaltigkeitsberichts und Einbindung des qualifizierten Prüfers, ggf. des Abschlussprüfers 
• Ermittlung Berichtsinhalte nach ESRS 
• Inkl. Festlegung notwendiger Kennzahlen 

       

Step 11 Offenlegung Nachhaltigkeitsbericht im ESEF-Format auf ESAP        

Step 12 Kontinuierlicher Verbesserungsprozess 2026 ff.: „ESG-Update der Aufbau- und Ablauforganisation“,  
Jährliche Aktualisierung des Nachhaltigkeitskonzepts Nachhaltigkeitsstrategie und wesentliche Themenfelder 
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NACHSCHAUPROGRAMM 2026

ÜBERSICHT Nachschausystem –
auf Anforderung (seminare@loesle.de)

Arbeitshilfen zur Nachschau 2026

1. Übersicht:
Nachschausystem 2026 gemäß § 55b Abs. 3 WPO

2. Praxisbeispiel:
Nachschaurichtlinie 2026 nach § 55b Abs. 3 WPO

3. Nachschaubogen 6/2026:
Zusammenfassende Darstellung Feststellungen 2025 (jährlich/zyklisch)

Nachschaubogen 1/2026:
Rückschau – Erledigungskontrolle (jährlich/zyklisch)

4. Nachschaubogen 2/2026:
Praxisorganisation / Auftragsabwicklung – Aufbauprüfung und Fortentwicklung QSS 
(jährlich/zyklisch)

5. Nachschaubogen 3/2026:
Praxisorganisation: Große und kleine Nachschau – Zyklische Nachschau 
(Funktionsprüfung)

6. Nachschaubogen 4/2026:
Erweiterte Auftragsdatei u. a. für Zwecke des § 51c WPO

7. Nachschaubogen 5/2026:
Abschlussprüfung HGB – Nachschau Funktionsprüfung (jährlich/zyklisch) – Langversion

8. Nachschaubogen 6/2026:
Zusammenfassende Darstellung Feststellungen 2026 (jährlich/zyklisch)

Nachschaubogen 1/2027:
Rückschau – Erledigungskontrolle (jährlich/zyklisch)

9. Praxisbeispiel:
Jährlicher Nachschaubericht an die Praxisleitung

Seite 1 von 1
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• einmal jährlich

NACHSCHAURICHTLINIE

• anlassbezogen
• unterjährig

„KLEINE NACHSCHAU“

externe Nachschau
= fremd beauftragte Person

interne Nachschau

• Fall 2: Selbstvergewisserung
➢ Fall: keine andere geeignete Person in der WP-Praxis
➢ nach ISQC1 nicht zulässig

• Fall 1: Nicht mit dem Auftrag 
  befasste Person

MINDESTUMFANG

• zyklisch nach n Jahren
• Zyklusdauer max. 6 Jahre

• anlassbezogen
• außerzyklisch

„UMFASSENDE NACHSCHAU “

UMFANG

3. SOLLSYSTEM – Jahresupdate (alle Bereiche)
• Grundsätze & Verfahren

§ 55b Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1-7 WPO
• Angemessenheit entsprechend Risikoanaylse

Übersicht: Nachschausystem 2026 gemäß § 55b Abs. 3 WPO – Basis IDW QMS 1 (09.2022) 

Nachschau-
bogen 2/2026

Nachschau-
bogen 2/2026

1. Beseitigung von in der Vergangenheit 
festgestellten Mängeln erledigt?

4. Kontrolle aller Bereiche der
Kanzleiorganisation
• Einhalten der Vorgaben – Wirksamkeit gegeben?

Nachschau-
bogen 1/2026

Nachschau-
bogen 3/2026

6. Auftragsabwicklung – Einzelauftrag
• Kontrolle der Auftragsabwicklung, insb.
➢ Anleitung / Kontrolle der Mitarbeiter – Handakte
➢ Dokumentation / Auftragsabwicklung

1. Beseitigung von in der Vergangenheit 
festgestellten Mängeln erledigt?

Nachschau-
bogen 1/2026

4. Kontrolle aller Bereiche der
Kanzleiorganisation
• Einhalten der Vorgaben – Wirksamkeit gegeben?

5. Aufträge: Dokumentation Stichprobenauswahl
• Ausgangspunkt / Auftragsdatei: umfassende 

Stichprobe / Erläuterung zu § 49 BS WP/vBP
• Nebenbedingung: alle verantwortl. Prüfungspartner 
≥  1 Auftrag

Nachschau-
bogen 3/2026

Nachschau-
bogen 4/2026

6. Auftragsabwicklung – Einzelaufträge
• komplette Kontrolle des Auftrages

Jährlicher Bericht über die Nachschau (§55b Abs. 3 S. 3 WPO) an die Praxisleitung
1. Eckdaten zur Nachschau
2. Ergebnisse aus der Bewertung des QSS (Darstellung der Mängel)
3. Maßnahmen nach § 55 Abs. 3 S. 2 WPO bei Mängeln

4. Darstellung der Verstöße gegen Berufspflichten oder gegen die Verordnung (EU) Nr. 537/2014, die Folgen und die Maßnahmen zur Behebung

Nachschau-
bericht 2026

Nachschau-
richtlinie 2026

Nachschau-
bögen 2026

5. Aufträge: Dokumentation Stichprobenauswahl
• kleine Stichprobe
• Ausgangspunkt: erweiterte Auftragsdatei

III  AUFBAUPRÜFUNG
ALLE BEREICHE
• fachliche Fortentwicklung

I   RÜCKSCHAU ALLE BEREICHE
• Fehlerbeseitigung erfolgt?

IV  FUNKTIONSPRÜFUNG
KANZLEIORGANISATION
• Einhaltung der Vorgaben

V  FUNKTIONSPRÜFUNG
AUFTRAGSABWICKLUNG
• Einhaltung der Vorgaben

Zusammenfassende Darstellung Mängel

xxx xxx

xxxxxx
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Gegenstand 
der Prüfung

Nachschau-
bogen 6/2026

LEGENDE:

Nachschaurichtlinie     2026
Nachschaubogen    1/2026
Nachschaubogen    2/2026
Nachschaubogen    3/2026
Nachschaubogen    4/2026
Nachschaubogen  5a/2026
Nachschaubogen  5b/2026
Nachschaubogen    6/2026
Nachschaubericht       2026

Nachschau-
bogen 5a/2026

Nachschau-
bogen 5b/2026

2. Beurteilung Angemessenheit der 
kanzleiindividuellen Risikoanalyse
(Ziele, Risiken, Maßnahmen)

2. Beurteilung Angemessenheit der 
kanzleiindividuellen Risikoanalyse
(Ziele, Risiken, Maßnahmen)

xxxx
formfreies 
Dokument

(review marks)
II   Nachschau Risikoanalyse

3. SOLLSYSTEM – Jahresupdate (alle Bereiche)
• Grundsätze & Verfahren

§ 55b Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1-7 WPO
• Angemessenheit entsprechend Risikoanalyse

Nachschau-
bogen 4/2026

Nachschau-
bogen 6/2026

Nachschau-
bogen 5a/2026

Nachschau-
bogen 5b/2026

Zusammenfassende Darstellung Mängel

*(lt. Risikoanalyse alle Bereiche) 
Neuerung nach IDW QMS 1 (09.2022) 
– ab 15.12.2023

!
formfreies 
Dokument

(review marks)

Falls Sie die Nachschaubögen als PDF 
benötigen, schreiben Sie bitte an: 
seminare@loesle.de

!

!

!

!
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Beispiel einer Auswertung (Quelle: www.wpk.de)

Ihre Bewertung

1.    Bereichsübergreifende Organisation

Mittlerer Digitalisierungsgrad 13 von 20 Punkten

Eine digitalisierte bereichsübergreifende Organisation ist Grundlage für eine 
erfolgreiche Digitalisierungsstrategie in weiteren Geschäftsbereichen. Sie 
erreichen hier einen mittleren Digitalisierungsgrad, was bedeutet, dass Sie 
sich bereits eine gute Grundlage geschaffen haben. Unter Bereichsüber-
greifende Organisation zeigen wir Digitalisierungsmöglichkeiten auf, mit de-
nen Sie Ihre Praxis in diesem Bereich weiter verbessern können. Wir empfeh-
len Ihnen, die Schwerpunkte zunächst auf folgende Maßnahmen zu legen:

2.   Finanzwesen

Hoher Digitalisierungsgrad 7 von 8 Punkten

Sie haben in Ihrem Finanzwesen bereits einen hohen Digitalisierungsgrad er-
reicht. Neben möglichen Zeit- und Kosteneinsparungen sollte sich auch die 
Qualität und Aktualität Ihrer Buchhaltung verbessert haben. Bitte schauen 
Sie sich die Digitalisierungsmöglichkeiten im Finanzwesen an, ob sich hieraus 
noch Verbesserungspotential ergibt. Unsere Digitalisierungsmöglichkeiten 
werden auf dem aktuellen Stand der Technik gehalten, so dass Sie hier Ihren 
Digitalisierungsgrad regelmäßig spiegeln können.

3.   Personalwesen

Hoher Digitalisierungsgrad 5 von 5 Punkten

Die Digitalisierung im Personalwesen kann zu Zeit- und Kosteneinsparungen 
führen, aber auch die Attraktivität für Mitarbeiter und Bewerber erhöhen. Sie 
erreichen in diesem Bereich einen hohen Digitalisierungsgrad, sind somit also 
gut aufgestellt. Bitte schauen Sie sich die Digitalisierungsmöglichkeiten im 
Personalwesen an, ob sich hieraus noch Verbesserungspotential ergibt. Ins-
besondere die Digitalisierung von Stellenausschreibungen und Bewerbungs-
verfahren kann einen Vorteil bei der Mitarbeitergewinnung bringen. Unsere 
Digitalisierungsmöglichkeiten werden auf dem aktuellen Stand der Technik 
gehalten, so dass Sie hier Ihren Digitalisierungsgrad regelmäßig spiegeln kön-
nen.
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4.   Abschlussprüfung / Assurance 

  Mittlerer Digitalisierungsgrad 10 von 12 Punkten 
  Die Abschlussprüfung ist das Kerngeschäft des Wirtschaftsprüfers. Die Digita-

lisierung kann hierbei zu einer Effizienzsteigerung durch eine höhere Prü-
fungssicherheit und/oder eine verringerte Prüfungsdauer beitragen. Sie er-
reichen in diesem Bereich einen mittleren Digitalisierungsgrad und setzen so-
mit bereits erfolgreich Digitalisierungsmöglichkeiten ein. Unter Abschlussprü-
fung / Assurance zeigen wir weitere Möglichkeiten auf, mit denen Sie den 
Digitalisierungsgrad Ihrer Praxis noch verbessern können. Wir empfehlen 
Ihnen, die Schwerpunkte zunächst auf folgende Maßnahmen zu legen: 

GESAMTBEURTEILUNG 

  Mittlerer Digitalisierungsgrad 35 von 45 Punkten 

  In Ihrer WP/vBP-Praxis sind Lösungen zur Digitalisierung vorhanden, sie wer-
den aber noch nicht umfänglich eingesetzt. Ziel sollte daher sein, die digitale 
Effizienz zu steigern und weitere Prozesse zu digitalisieren. 
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Quelle: www.wpk.de 

Beispiel zur Durchführung und Dokumentation einer 
Qualitätskontrolle 
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Quelle: www.wpk.de 
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Ausgewählter Anpassungsbedarf im QK-Bericht aufgrund IDW 
QMS 1, IDW QMS 2, neue GoA – Auszug aus QK-Berichten 

XYZ GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Musterstadt 
2026 

Qualitätskontrollbericht 

über 
Art, Umfang und 

Prüfungsergebnisse der 
externen Qualitätskontrolle 
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LÖSLE GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Qualitätskontrolle 2026
XYZ GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Musterstadt
Inhalt
A. Adressaten des Qualitätskontrollberichtes
B. Auftrag und Auftragsgegenstand

I. Auftrag
II. Auftragsgegenstand
III. Auftragsdurchführung

C. Angaben zur Praxis
I. Entwicklung der Praxis

1. Wirtschaftliches Umfeld
2. Strukturelle Entwicklung
3. Zugehörigkeit zu einem Netzwerk

II. Überblick über die Struktur der Prüfungen
III. Übrige Tätigkeitsfelder
IV. Personelle Ressourcen der Praxis
V. Rechtliche Grundlagen der Praxis
VI. Zusammenarbeit mit anderen PraxenZusammenarbeit mit anderen Praxen

D. Beschreibung der wesentlichen Elemente des eingerichtetenBeschreibung der wesentlichen Elemente des eingerichtetenBeschreibung der wesentlichen Elemente des eingerichteten
Qualitätssicherungssystems

I. Vorbemerkung
II. Beschreibung der allgemeinen Regelungen zur Steuerung und Überwachung derBeschreibung der allgemeinen Regelungen zur Steuerung und Überwachung derBeschreibung der allgemeinen Regelungen zur Steuerung und Überwachung der

Qualität in der Praxis
1. Maßnahmen zur Durchsetzung des QualitätssicherungssystemsMaßnahmen zur Durchsetzung des QualitätssicherungssystemsMaßnahmen zur Durchsetzung des Qualitätssicherungssystems
2. Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und Vermeidung der Besorgnis derUnabhängigkeit, Unparteilichkeit und Vermeidung der Besorgnis derUnabhängigkeit, Unparteilichkeit und Vermeidung der Besorgnis der

BefangenheitBefangenheit
3. Auftragsannahme, Fortführung und vorzeitige Beendigung vonAuftragsannahme, Fortführung und vorzeitige Beendigung vonAuftragsannahme, Fortführung und vorzeitige Beendigung von

PrüfungsaufträgenPrüfungsaufträgenPrüfungsaufträgen
4. Fortbildung der Berufsträger und MitarbeiterentwicklungFortbildung der Berufsträger und MitarbeiterentwicklungFortbildung der Berufsträger und Mitarbeiterentwicklung
5. Gesamtplanung aller PrüfungenGesamtplanung aller PrüfungenGesamtplanung aller Prüfungen
6. Umgang mit Beschwerden und VorwürfenUmgang mit Beschwerden und VorwürfenUmgang mit Beschwerden und Vorwürfen

III. Beschreibung der Regelungen zur Durchführung von PrüfungenBeschreibung der Regelungen zur Durchführung von Prüfungen
1. Organisation der Durchführung von PrüfungenOrganisation der Durchführung von Prüfungen
2. Einhaltung der Gesetze und fachlichen Regeln bei PrüfungenEinhaltung der Gesetze und fachlichen Regeln bei Prüfungen
3. PrüfungsplanungPrüfungsplanung
4.4. Anleitung des PrüfungsteamsAnleitung des Prüfungsteams
5.5. Überwachung der AuftragsabwicklungÜberwachung der AuftragsabwicklungÜberwachung der Auftragsabwicklung
6.6. Abschließende Durchsicht der ArbeitsergebnisseAbschließende Durchsicht der Arbeitsergebnisse
7.7. Auftragsbezogene Auftragsbezogene Maßnahmen zur Qualitätssicherung

a) Regelungen zur Festlegung der RisikokategorieRegelungen zur Festlegung der Risikokategorie
b) Konsultation (§ 39 Abs. 3 Berufssatzung WP/vBP)
c) Berichtskritik (§ 48 Abs. 2 Berufssatzung WP/vBP)
d) Auftragsbegleitende Qualitätssicherung (§ 48 Abs.3 Berufssatzung WP/vBP)

8. Lösung von Meinungsverschiedenheiten
9. Kontroll- und Sicherheitsvorkehrungen für Datenverarbeitungssysteme zur

Auftragsabwicklung
10. Grundsätze zur Vergütung und Gewinnbeteiligung (§ 61 Berufssatzung

WP/vBP)
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11. Auslagerung wesentlicher Prüfungstätigkeiten
12. Abschluss der Dokumentation der Auftragsabwicklung

und Archivierung der Arbeitspapiere
IV. Beschreibung der Regelungen zur Nachschau

1. Vorbemerkung
2. Jährliche Bewertung
3. Beurteilung in angemessenen Abständen
4. Nachschau aus gegebenem Anlass

E. Art und Umfang der Qualitätskontrolle
I. Allgemeine Angaben zu Art und Umfang der Qualitätskontrolle
II. Darstellung der von der Praxis dem Prüfer für Qualitätskontrolle zur Verfügung

gestellten wesentlichen Unterlagen
III. Angaben zu anderen verwendeten Hilfsmitteln
IV. Grunddaten zum Umfang der Qualitätskontrolle

1. Zeitraum und Zeitaufwand der Qualitätskontrolle
2. Honorar des Prüfers für Qualitätskontrolle
3. Prüfungsteam

V. Prüfungsplanung und Prüfungsstrategie der QualitätskontrollePrüfungsplanung und Prüfungsstrategie der Qualitätskontrolle
1. Prüfungsplanung
2. Prüfungsstrategie
3. Auswahl der Prüfungshandlungen

VI. Prüfung der Praxisorganisation
VII. Grundgesamtheit
VIII. Kriterien für die Auftragsauswahl
IX. Auftragsauswahl
X. Prüfung der einzelnen AufträgePrüfung der einzelnen Aufträge
XI. Prüfung der Nachschau
XII. Anpassung der Prüfungsplanung aufgrund von im Verlauf der QualitätskontrolleAnpassung der Prüfungsplanung aufgrund von im Verlauf der Qualitätskontrolle

gewonnener Erkenntnissegewonnener Erkenntnisse
F. Maßnahmen aufgrund von in der vorangegangenen Maßnahmen aufgrund von in der vorangegangenen Maßnahmen aufgrund von in der vorangegangenen Qualitätskontrolle

festgestellten Mängelnfestgestellten Mängeln
G. Beurteilung der PrüfungsfeststellungenBeurteilung der PrüfungsfeststellungenBeurteilung der Prüfungsfeststellungen

I. Mängel und wesentliche MängelMängel und wesentliche MängelMängel und wesentliche Mängel
II. Reaktion der Praxis auf festgestellte MängelReaktion der Praxis auf festgestellte MängelReaktion der Praxis auf festgestellte Mängel
III. Prüfungshemmnisse und Einzelfeststellungen von erheblicher Prüfungshemmnisse und Einzelfeststellungen von erheblicher Prüfungshemmnisse und Einzelfeststellungen von erheblicher Bedeutung

H. Empfehlungen zur Beseitigung festgestellter MängelEmpfehlungen zur Beseitigung festgestellter MängelEmpfehlungen zur Beseitigung festgestellter Mängel
I. PrüfungsurteilPrüfungsurteil
J. Unterzeichnung des PrüfungsberichtsUnterzeichnung des Prüfungsberichts
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…
III. Beschreibung der Regelungen zur Durchführung von Prüfungen

1. Organisation der Durchführung von Prüfungen
Verantwortliche Personen für die Abschlussprüfungen nach § 316 des Handelsgesetzbuchs 
und für betriebswirtschaftliche Prüfungen, die von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht beauftragt werden, ist der Geschäftsführer. Betriebswirtschaftliche Prüfungen, die 
von der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht beauftragt werden, hat die Praxis 
nicht durchgeführt und es ist auch nicht geplant, diese in Zukunft durchzuführen.
Die Praxis verwendet für die Abwicklung ihrer gesetzlichen Abschlussprüfungen das QMW-
Handbuch, ergänzt um die Vorlagen der AUDflT Deutschland GmbH Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft.
Die Gesellschaft hat sich entschieden, nicht nach den GoA-KMU (IDW-PS KMU 1 bis 10) zu prü-
fen, sondern ausschließlich nach den unten dargestellten neuen GoA ISA [DE] 315 (Revised 
2019) insbesondere ISA [DE] 540.

…
2. Einhaltung der Gesetze und fachlichen Regeln bei Prüfungenfachlichen Regeln bei Prüfungen

…
Für die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2023 wurden die neuen Grundsätze ord-
nungsgemäßer Abschlussprüfung (ISA [DE] und IDW PS) zugrunde gelegt. Bei der Durchfüh-
rung der Qualitätskontrolle wurde der Schwerpunkt auf dieses letzte Jahr gelegt. Entspre-
chend wird das Vorgehen der zu prüfenden Praxis nach den neuen GoA dargestellt. 
Die fachlichen und organisatorischen Anweisungen und Hilfsmittel für die Dokumentation der 
Durchführung von Abschlussprüfungen finden sich in dem Qualitätsmanagementhandbuch
der XYZ GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wieder. Hierin stehen die festgelegten Check-der XYZ GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wieder. Hierin stehen die festgelegten Check-der XYZ GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wieder. Hierin stehen die festgelegten Check-
listen zur Bearbeitung zur Verfügung. Durch das Angebot von regelmäßigen Fortbildungen im listen zur Bearbeitung zur Verfügung. Durch das Angebot von regelmäßigen Fortbildungen im listen zur Bearbeitung zur Verfügung. Durch das Angebot von regelmäßigen Fortbildungen im 
Bereich der Qualitätssicherung und Update Wirtschaftsprüfung durch dieBereich der Qualitätssicherung und Update Wirtschaftsprüfung durch dieBereich der Qualitätssicherung und Update Wirtschaftsprüfung durch die
AUDflT Deutschland GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft werden die Checklisten regelmä-T Deutschland GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft werden die Checklisten regelmä-
ßig aktualisiert und an neue rechtliche Anforderungen angepasst. g aktualisiert und an neue rechtliche Anforderungen angepasst. 
Zur Auftragsabwicklung wird in dem zentralen Dokument „Umfassende Verständnisgewin-
nung durch den Abschlussprüfer nach ISA [DE] 315 (Revised 2019)“ ein strukturiertes Prüfungs-
arbeitspapier zur Verfügung gestellt, das den „roten Faden“ der Prüfungsplanung, Risikoein-
schätzung und der Festlegung von Prüfungshandlungen vorgibt.

…
3. Prüfungsplanung

Die Gewinnung eines Verständnisses von der Einheit, ihrem Umfeld und den maßgebenden 
Rechnungslegungsgrundsätzen, die Beschreibung der vorläufigen Risikoidentifikation und 
-beurteilung und die Festlegung der Prüfungsstrategie ist in den Schritten 1 bis 8 des zentralen
Dokuments „Umfassende Verständnisgewinnung durch den Abschlussprüfer nach ISA [DE] 315
(Revised 2019)“ vorgegeben und orientiert sich an den Vorgaben des ISA [DE] 315 (Revised
2019).

Schritt 1: Verständnisgewinnung von der Einheit, ihrem Umfeld und den maßgebenden Rech-
nungslegungsgrundsätzen: Ausgehend von der Beurteilung der unternehmensbezogenen (in-
härenten) Risikofaktoren wird eine vorläufige Einschätzung der härenten) Risikofaktoren wird eine vorläufige Einschätzung der Geschäftsrisiken vorgenom-
men.

Schritt 2:
Verständnisgewinnung vom internen Kontrollsystem:
Durch diese Verständnisgewinnung ist es möglich, Arten möglicher falscher Darstellungen und 
Umstände bzw. Gegebenheiten zu identifizieren, die sich auf Risiken wesentlicher falscher 
Darstellungen auswirken. Zur Einschätzung des internen Kontrollsystems hat der Prüfer die fünf 
IKS-Komponenten zu verstehen und zu beurteilen: 

1
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1. Kontrollumfeld
2. Risikobeurteilungsprozess der Einheit
3. Prozess der Einheit zur Überwachung des IKS
4. Informations- und Kommunikationssystem
5. Kontrollaktivitäten.
Für die ersten vier Komponenten ist eine Gesamtwürdigung ausreichend. Die Komponente Nr.
5 „Kontrollaktivitäten“ ist gesondert für relevante Kontrollen einer Aufbau- und Implementie-
rungsprüfung zu unterziehen.

Schritt 3: Teambesprechung: Eine Dokumentation von Teambesprechungen ist bei der Durch-
führung des nicht-komplexen Prüfungsauftrages nicht vorgesehen, da der Prüfungsauftrag 
selbständig von der verantwortlichen Wirtschaftsprüferin ausgeführt wird. Im Bedarfsfall erfolgt selbständig von der verantwortlichen Wirtschaftsprüferin ausgeführt wird. Im Bedarfsfall erfolgt 
eine direkte Abstimmung mit dem geschäftsführenden Wirtschaftsprüfer auf dem „kleinen Abstimmung mit dem geschäftsführenden Wirtschaftsprüfer auf dem „kleinen 
Dienstweg“. 

Schritt 4: Identifizierung und Beurteilung
der Risiken auf Abschlussebene:
Die Risiken auf Abschlussebene werden in der Regel durch qualitative Umstände in den Un-Die Risiken auf Abschlussebene werden in der Regel durch qualitative Umstände in den Un-Die Risiken auf Abschlussebene werden in der Regel durch qualitative Umstände in den Un-
ternehmen verursacht (z.B. Außerkraftsetzung des IKS, Zweifel an going concern) und betref-ternehmen verursacht (z.B. Außerkraftsetzung des IKS, Zweifel an going concern) und betref-ternehmen verursacht (z.B. Außerkraftsetzung des IKS, Zweifel an going concern) und betref-
fen eine ganze Reihe von Abschlussposten oder vergrößern die Risiken auf Aussagfen eine ganze Reihe von Abschlussposten oder vergrößern die Risiken auf Aussagfen eine ganze Reihe von Abschlussposten oder vergrößern die Risiken auf Aussageebene. 
Für diese Risiken ist zu beurteilen, ob und in welchem Ausmaß sie Auswirkungen auf die Risiken Für diese Risiken ist zu beurteilen, ob und in welchem Ausmaß sie Auswirkungen auf die Risiken Für diese Risiken ist zu beurteilen, ob und in welchem Ausmaß sie Auswirkungen auf die Risiken 
wesentlicher falscher Darstellungen auf Aussageebene haben.wesentlicher falscher Darstellungen auf Aussageebene haben.

Schritt 5: Identifizierung und Beurteilung der Risiken auf Aussageebene:  Die Risiken auf Aussa-
geebene betreffen in der Regel das Risiko für wesentliche falsche Darstellungen bei Arten von geebene betreffen in der Regel das Risiko für wesentliche falsche Darstellungen bei Arten von geebene betreffen in der Regel das Risiko für wesentliche falsche Darstellungen bei Arten von 
Geschäftsvorfällen und Ereignissen, sowie damit verbundene Abschlussangaben. Für jedes Geschäftsvorfällen und Ereignissen, sowie damit verbundene Abschlussangaben. Für jedes Geschäftsvorfällen und Ereignissen, sowie damit verbundene Abschlussangaben. Für jedes 
Risiko sind die inhärenten Risikofaktoren zu beurteileRisiko sind die inhärenten Risikofaktoren zu beurteilen, hinsichtlich Wahrscheinlichkeit des Ein-n, hinsichtlich Wahrscheinlichkeit des Ein-
tritts und des möglichen Ausmaßes der falschen Darstellung. Aufgrund dieser Einschätzung tritts und des möglichen Ausmaßes der falschen Darstellung. Aufgrund dieser Einschätzung 
sind die Risiken in das Spektrum inhärenter Risikensind die Risiken in das Spektrum inhärenter Risiken einzuordnen.einzuordnen.

Schritt 6: Ermittlung der bedeutsamen Risiken: Die Risiken nahe am oberen Rand des Spekt-
rums inhärenter Risiken sind „bedeutsame Risiken“, für die Aufbaurums inhärenter Risiken sind „bedeutsame Risiken“, für die Aufbaurums inhärenter Risiken sind „bedeutsame Risiken“, für die Aufbau- und Designprüfungen der 
relevanten internen Kontrollsysteme vorgenommen werden müssen. relevanten internen Kontrollsysteme vorgenommen werden müssen. relevanten internen Kontrollsysteme vorgenommen werden müssen. relevanten internen Kontrollsysteme vorgenommen werden müssen. 
Ergänzt wird die Identifizierung und Beurteilung von Risiken mit der Durchsicht des Jahresab-Ergänzt wird die Identifizierung und Beurteilung von Risiken mit der Durchsicht des Jahresab-Ergänzt wird die Identifizierung und Beurteilung von Risiken mit der Durchsicht des Jahresab-
schlusses und einer Kennzahlenanalyse, um weitere prüfungsrelevante Positionen zu identifi-schlusses und einer Kennzahlenanalyse, um weitere prüfungsrelevante Positionen zu identifi-schlusses und einer Kennzahlenanalyse, um weitere prüfungsrelevante Positionen zu identifi-
zieren. 

Anschließend erfolgt die Ermittlung und Festlegung der Wesentlichkeit für den Abschluss als Anschließend erfolgt die Ermittlung und Festlegung der Wesentlichkeit für den Abschluss als Anschließend erfolgt die Ermittlung und Festlegung der Wesentlichkeit für den Abschluss als 
Ganzes unter Berücksichtigung der Toleranzwesentlichkeit und der Nichtaufgriffsgrenze. Zum Ganzes unter Berücksichtigung der Toleranzwesentlichkeit und der Nichtaufgriffsgrenze. Zum Ganzes unter Berücksichtigung der Toleranzwesentlichkeit und der Nichtaufgriffsgrenze. Zum 
Prüfungsende wird noch einmal eine Überprüfung der Grenzen hinsichtlich dPrüfungsende wird noch einmal eine Überprüfung der Grenzen hinsichtlich dPrüfungsende wird noch einmal eine Überprüfung der Grenzen hinsichtlich der fortbestehen-
den Angemessenheit durchgeführt. den Angemessenheit durchgeführt. den Angemessenheit durchgeführt. 

Schritt 7: IKS-Aufbauprüfung: Für die ermittelten bedeutsamen Risiken erfolgt eine Aufbau-
und Designprüfung der und Designprüfung der relevanten internen Kontrollsysteme.

Schritt 8: Ableitung aussagebezogener Prüfungshandlungen: Aus den Risikoüberlegungen 
werden für die einzelnen Abschlusspositionen die „betroffenen Aussagen in der Rechnungsle-
gung“ festgelegt und postenbezoge Prüfungsprogramme geplant. Diese sind auf den Deck-
blättern zu den einzelnen Abschlusspositionen detailliert aufgeführt.
Des Weiteren wurde eine Beurteilung von Transaktionen mit nahestehenden Personen in der 
Planungsphase dokumentiert und deren möglicher Einfluss auf die Prüfungsplanung beurteilt.
…
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